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Llnser Tag , unsere Woche .
Der sozialdemokratische Frauentag ist aus einer tiefen Not

und einer starken Hoffnung geboren worden . Diese Not drückt

alle Frauen , deren Geschick das ausbeutende Kapital in der

harten Faust hält . Diese Hoffnung belebt alle Proletarie -
rinnen , die gegen die Ausbeutungsgewalt kämpfen und

wissen , daß deren Herrschaft nicht ewig währen kann und

darf . Not und Hoffnung bewegen die Herzen der denkenden

Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen aller Staaten , darinnen

der tote Besitz den lebendigen Menschen knechtet und ver¬

zehrt . Wie in jedem einzelnen Lande die sozialistischen Prole¬
tarierinnen mit ihren Brüdern eins sind in dem Wissen
und Wollen , daß es anders werden muß , so haben sie

sich mit ihren Schwestern jenseits der Grenzpfähle in Er¬

kenntnis und Ziel zusammengeschart . Fest ist in ihrer Seele

die Überzeugung gewurzelt : „ Ein Feind nur ist es , den wir

alle hassen , und eine Freiheit macht uns alle frei ! " Deshalb
kämpft die sozialistische Fraueninternationale einmütig und

mit steigendem Nachdruck für die volle politische Gleich¬

berechtigung des weiblichen Geschlechts . Diese gibt eine Waffe
mehr , und zwar eine vorzügliche Waffe , zur Niederzwingung
des gemeinsamen Feindes in die Hand der Proletarierinnen .
Die wirtschaftlichen und politischen Dinge der Zeit sind eine

einzige große Lehre dafür , wie unerläßlich es ist , daß die ar¬

beitenden Frauen zu gleichberechtigten Staatsbürgerinnen
werden , auf daß sie wehrtüchtige Kämpferinnen gegen die

Greuel des Kapitalismus und seine Herrschast sein können .

Der Kapitalismus hat sich gewaltig gestreckt und gereckt , er

ist aus den alten befestigten Sitzen seiner Herrschaft in neue

Gebiete eingebrochen . In golddürstiger Gier hat er sich auf

den schwarzen Erdteil gestürzt , hat er in der Türkei und

Kleinasien , in China und Persien Beute gesucht . In dem

Schatten seiner Macht konnte weder das Glück Wilder und

Halbwilder noch die Wohlfahrt der einheimischen Völker ge¬

deihen . Die barbarischen Untaten des italienischen Tripolis¬

zugs und der beiden Balkankriege haben gen Himmel ge¬

schrien . Wiederholt hat nur Haaresbreite gefehlt , und der

Marokkoskandal , die Wirren um das türkische Erbe hätten
Deutsche , Franzosen und Engländer zu mörderischem Ringen
gegeneinander getrieben und die ganze Welt in Flammen
gesetzt . Das Profit - und Herrschaftsgelüste der Besitzenden
und Ausbeutenden hat die Kriegsgefahr zu einer ständigen
Drohung gemacht .

Die Rüstungen fressen das Gut und Blut des Werktätigen
Volkes : es gebricht dagegen an Mitteln für gesunde Woh¬

nungen , für Schulen und andere Bildungseinrichtungen , für

Mutter - und Säuglingsschutz , für Kranken - und Altersver¬

sorgung . Mit der märchenhaften Fülle steigt der Preis der

Lebensgüter , die Teuerung nimnit der Arbeiterfamilie das

Brot vom Tische . Mit Brutalität und Tücke suchen die organi¬
sierten Unternehmer jeden Vorstoß der vereinigten Ausge¬
beuteten für eine Milderung ihrer Fron und einen größeren
Anteil an der Frucht ihres Mühens niederzuschlagen , wehren
sie sich dagegen , die Peitschenhiebe der Ausbeutung durch die

Salbe wirksamer sozialer Reformen zu heilen . Ihre poli¬

tischen Schutztruppen in den Regierungen und Parlamenten

sind bedacht , die Koalitionsfreiheit der Arbeiterklasse zu

meucheln . In Deutschland , in Ungarn , noch in anderen Län¬

dern setzen sie der Demokratisierung des Wahlrechts den

zähesten Widerstand entgegen . Die Krise füllt die Obdach¬
losenasyle und fegt aus Hunderttausenden von Familien die

letzten bescheidenen Reste einer sicheren und auskömmlichen
Existenz fort .

Und all dieses öffentliche Geschehen zieht seine Fäden zu
einem engen Netz auch um das Leben der Arbeiterin , der

Arbeiterfrau in Deutschland zusammen . Ihr Leben zappelt

darin wie eine Fliege , der die Spinne das letzte Tröpfchen
Saft aussaugt . Was in Wirtschaft und Politik auf der großen
Gesellschaftsbühne sich abspielt , dafür muß die Proletarierin
mit vermehrtem Hunger und Kummer zahlen . Ihre Arbeits¬

last beim Erwerb und im Haushalt wird dadurch drückender ,

sie ist Zeuge , wie der Mann sich schwerer guält , wie das Kind

verwelkt , der Jugendlust , der Liebe und Pflege beraubt . Ist
es da nicht heilige Pflicht der deutschen Proletarierinnen ,
sich in hellen Haufen zum Kampfe zu stellen , um den Übeln

des Kapitalismus Halt zu gebieten , um den Kapitalismus

selbst zu überwinden ? Ist es nicht minder ihre Pflicht , sich
für diesen Kampf zu rüsten und zu schulen ? Deshalb heraus

mit dem Wahlrecht , auf das niemand in der Gesellschaft mehr

Anspruch hat als die Millionen erwerbstätiger Frauen und

sorgender Mütter . Es soll erobert werden , und wenn es mit

Ketten an junkerlich - kapitalistisck ) e Trutzburgen wie das

preußische Dreiklassenwahlrecht geschlossen wäre !

Der vierte sozialdemokratische Frauentag muß zeigen , daß

gerade in Deutschland das Heer der Proletarierinnen an¬

schwillt , die ihre politische Mündigkeitserklärung , die volles

Bürgerrecht fordern , weil sie in der kapitalistischen Ordnung
ihren Todfeind , den Todfeind ihrer Klasse bekämpfen wollen .

Und er wird noch ein anderes erweisen : daß die Proletarie -
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rinnen in ihrem Ringen um Bürgerrecht , um Menschenrecht

nicht allein stehen . Ihr Kampf ist der Kampf ihrer ausge¬

beuteten Brüder . Unser Tag ist ihr Tag . Er wird getragen

von der Erkenntnis , der Stärke , der Freudigkeit der Sozial¬
demokratie , der gewerkschaftlichen Organisationen .

Es ist ein bedeutsames , ein schönes Zeichen für die Soli¬

darität aller Ausgebeuteten im Kampfe um Recht und Frei¬
heit , daß unser Frauentag eine rote Woche einleitet . Acht
Tage der leidenschaftlichsten , hingebungsvollsten Werbearbeit

für den Sozialismus , den großen Mcnschheitsbcfreier . Treue

für Treue , Genossinnen ! Diese rote Woche muß unsere Woche

sein ! Die sozialistischen Frauen gehören in die ersten Reihen

derer , die die frohe Votschaft vom erlösenden Sozialismus
unter die Massen tragen und sie zum Kampfe rufen . Die

opferbereite Begeisterung und die kluge Gewandtheit ihres

Wirkens im Dienste der Partei muß ein Beweis dafür wer¬

den , daß sie mündig sind , auch politisch ihr Geschick in die

eigene Hand zu nehmen , das Geschick ihrer Klasse mit schmie¬
den zu helfen .

Vergessen wir nicht , daß die Feinde des Werktätigen
Volkes eben dieser Tage zu ebenso tückischen als mörderi¬

schen Streichen wider die Koalitionsfreiheit ausholen . Ihre

Meuchelung soll aber das Vorspiel zur Abwürgung des all¬

gemeinen Reichstagswahlrechts sein . Zabern hat bekräftigt ,
daß der Militarisnius Recht und Gesetz zerstampft und zum

Staatsstreich bereit ist . Antworten wir auf alle Heraus¬

forderungen und Drohungen durch eine Machtstärkung der

Sozialdemokratie und durch einen kraftvollen Vorstoß für
unser Reckst , das Volksreckst ist . Der Gang der Dinge drängt
je länger je unwiderstehlicher dazu , daß die Ausgebeuteten
in den Kampf für ihr Recht und ihre Freiheit die ganze

Macht einsetzen müssen , die in ihnen , in ihrer Arbeit be¬

schlossen liegt . Das kann nur geschehen , wenn auch die Ein -

sickst und der Wille der proletarischen Frauen wirksame Kräfte

sind . Lassen wir unsere unbeugsame Entschlossenheit lebendig

werden , damit wir durch Gleichberechtigung zur Freiheit
emporsteigen . Durch das düstere Gewölk harter Zeiten grüßt
uns die Sonne der freien Zukunft . Daß sie es ist , die uns

wegweisend leuchtet , bekunde unser Tag , unsere Woche !

Genossin Luxemburg verurteilt .

Für ein Jahr soll Genossin Luxemburg ins Gefängnis
wandern . Also hat es die Strafkammer zu Frankfurt a. M.

entschieden . Warum ? Hat Genossin Luxemburg nach dem

Vorbild des Leutnants Forstner eine Mordpräniie von

10 Mk . auf die Häupter von Staatsanwälten , Richtern , De¬

nunzianten und anderen Stützen der bürgerlichen Ordnung

gesetzt ? Keineswegs . Genossin Luxemburg hat sich des

schwärzesten , des unverzeihlichsten Verbrechens schuldig ge¬
macht , das die Anbeter und Büttel der kapitalistischen Aus -

beutungsordnung kennen , und vor dem sie zittern . Sie hat
die Ausgebeuteten aufgeklärt . In Volksversammlungen führte

sie an dem sicheren Ariadnefaden des wissenschaftlichen Sozia¬
lismus ihre proletarische Zuhörerschaft durch die viclver -

schlungeuen Jrrgänge der wirtschaftlichen und politischen
Zustände und Ereignisse unserer Tage . Ganz besonders deckte

sie dabei die Kräfte auf , die unter der Herrschaft des Impe¬
rialismus zum Völkermord treiben , und stellte ihnen das

Interesse und die Pflicht der werktätigen Massen entgegen ,
mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln sich wider ver¬

brecherische Kriege zu stenimen . Im Laufs ihrer gründlick ) en
Darstellung der Situation warf sie nach der Anklage die Frage
auf : „ Werden wir u « s einen Krieg ungestraft gefallen lassen ? "
Aus der Versamnilung klang es begeistert zurück : „ Niemals !
Niemals ! " Genossin Luxemburg soll darauf hinzugefügt haben :
„ Wenn uns zugemutet werden sollte , die Mordwaffe gegen
unsere französischen oder andere ausländischen Brüder zu er¬
heben , dann rufen wir : wir tun das nicht . " Diese Äuße¬
rungen waren in ihrem Zusammenhang so klar , so wenig

mißverständlich , daß der überwachende Polizeibeamte in ihnen
keinen Anlaß zum Einschreiten erblickte , ja nicht einmal zum

Aufzeichnen der Sätze .
Anders dachte der Staatsanwalt darüber , der durch eine

schuftige Denunziation auf die aus dem Zusammenhang ge¬

rissenen Ausführungen gehetzt wurde . Er erhob gegen Ge¬

nossin Luxemburg die Anklage , die Soldaten aufgefordert zu

haben , im Kriegsfalle nicht zu schießen , also den Befehlen

ihrer Vorgesetzten Ungehorsam entgegenzustellen . Im Ver¬

lauf der mündlichen Begründung seiner Anklage ging der

Herr noch weiter . Er beschuldigte Genossin Luxemburg , die

Soldaten zum „ Vorgesetztenmord " aufgereizt zu haben . Wo¬

mit stützte der Staatsanwalt seine Anklage ? Etwa mit dem

kleinsten Tatbestand , mit unzweideutigen Gedankenketten der

Genossin Luxemburg selbst , mit Gedankenketten , die mit

zwingender innerer Logik lückenlos erwiesen , daß die Ange¬

klagte sich wirklich der ihr angedichteten Vergehen schuldig ge¬

macht hätte ? Ganz und gar nicht ! Der Siegelbewahrer des

öffentlichen Rechtes konnte sich für seine Auffassung nur auf

Vermutungen , Annahmen , Teutelungen über das berufen ,

was Genossin Luxemburg seiner eigenen , doch höchst unmaß -
geblichen Meinung nach gedacht , gewußt , gewollt haben sollte .
Mit anderen Worten : an die Stelle fester und greifbarer
Tatbestände und Begriffe setzte er Tendenzen , die in seinem
eigenen Hirn und nickst in dem der Genossin Luxemburg ge¬

wachsen waren .

Die Rechtsanwälte Genossen Rosenfcld und Lcvi zerfetzten
geschickt und unbarmherzig das staatsanwaltlick ) e Phantasie¬
gespinst vom juristischen Standpunkt aus . Genossin Luxem¬
burg aber hob durch ihre großzügige , glänzende Verteidi¬

gungsrede den Prozeß über die Alltäglicksteit einer juristi¬
schen Silbensteck ) erei und Rauferei um trockenes , pergamen¬

tenes Paragraphenwerk empor . Sie stellte ihn als politischen
Tendeuzprozeß mitten hinein in die blutvolle Wirklichkeit
des Klassenkampfes zwischen der ausbeutenden Minderheit
und den ausgebeuteten Massen , und sie trug ihn damit auf

die Höhen , wo um der Menschheit große Gegenstände ge¬

rungen wird . Der Herr Staatsanwalt war freilich dabei

geistig ein durchaus unebenbürtiger Gegner . Was er zur

Verherrlichung der Staatsordnung sagte , deren Diener er

ist , was zur Rechtfertigung ihres Wesens und ihrer Gesetze :
das unterschied sich in nichts von der Banalität einer Rede ,

wie sie ein xbelicbigcr Kriegervereinler in Posemuckel oder

Kuhschnappel über das Thema hält . Und er dürste auch durch
die lichtvollen Darlegungen der Genossin Luxemburg nicht
besserer Erkenntnis über die gesellschaftlichen Dinge ge¬
worden sein . Doch nicht ihn zu belehren und zu bekehren
war der Zweck dieser Darlegungen . Der Herr Staatsanwalt

mit seiner Anklage und seiner Begründung spielte nur die

Nolle des Holzpflocks an weit sichtbarer Stelle , an dem sich
das reiche , festgefügte Gewebe der sozialistischen Gedanken¬

welt anhängen und ausbreiten ließ , den großen Massen
wahrnehmbar .

Genossin Luxeinburg dachte nicht daran , die oben angeführten
Sätze preiszugeben , an ihnen zu drehen und zu deuteln . Sie

bestritt sie nicht , aber sie bestritt niit Recht „ den Sinn und die

Tendenz , die die Anklage in sie hineinlegte " . „ Das , was der

Herr Staatsanwalt hier , gestützt auf die Aussagen seiner Kron¬

zeugen , als meine Gedankengänge , als meine Absichten und

meine Gefühle geschildert hat, " so erklärte sie , „ war nichts als

ein plattes , geistloses Zerrbild sowohl meiner Reden wie der

sozialdemokratischen Agitationsweise im allgemeinen . " Und

Genossin Luxeinburg beantwortete die Frage nach dem

Warum . Der soziale Klassengegensatz ninunt den Besitzenden
trotz ihrer formalen Bildung die Fähigkeit , in die Tiefe der

sozialistischen Ideen einzudringen , er erschließt sie den Be¬

sitzlosen . „ Ja , die schlichten Männer und Frauen des arbeiten¬
den Volkes sind wohl imstande , unsere Gedankenwelt in sich
aufzunehmen , die sich im Hirn eines preußischen Staats¬
anwaltes wie in einem schiefen Spiegel als Zerrbild reflek¬
tiert . " In eitel Dunst löste Genossin Luxemburg das Gerede
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von der hetzenden Sozialdemokratie auf und fertigte mit

überlegener Ironie die törichte Beschuldigung ab, sie habe die

Soldaten zum Vorgesetztenmord angereizt . Zum Kernpunkt
der Anklage entwickelte sie in klassischer Klarheit und Schärfe
die sozialistische Auffassung vom Kampfe gegen Militarismus

und Krieg . Sie sagte :
„ Wir Sozialdemokraten denken , daß über das Zustande¬

kommen und den Ausgang der Kriege nicht bloß die Armee ,

die . Befehle ' von oben und der blinde . Gehorsam ' von unten

entscheiden , sondern daß dariiber die große Masse des Werk¬

tätigen Volkes entscheidet und zu entscheiden hat . Wir sind
der Auffassung , daß Kriege nur dann und nur so lange ge¬

führt werden können , als die arbeitende Volksmasse sie ent¬

weder begeistert mitmacht , weil sie sie fiir eine gerechte und

notwendige Sache hält oder wenigstens duldend erträgt . Wenn

hingegen die große Mehrheit des werktätigen Volkes zu der

Überzeugung gelangt — uich in ihr diese Überzeugung , dieses

Bewußtsein zu wecken , ist gerade die Aufgabe , die wir Sozial -
demokraten uns stellen wenn , sage ich, die Mehrheit des

Volkes zu der Überzeugung gelangt , daß Kriege eine barba¬

rische , tiefunsitiliche , reaktionäre und volksfeindliche Erschei¬

nung sind , dann sind die Kriege unmöglich geworden — und

mag zunächst der Soldat noch den Befehlen der Obrigkeit Ge¬

horsam leisten ! Nach der Auffassung des Staatsanwalts ist

die Armee die kriegführende Partei , nach unserer Auffassung

ist es das gesamte Volk . Dieses hat zu entscheiden , ob Kriege

zustande kommen oder nicht , bei der Masse der arbeitenden

Männer und Frauen , alten und jungen , liegt die Entschei¬

dung über das Sein oder Nichtsein des heutigen Militaris¬

mus — nicht bei dem kleinen Teilchen dieses Volkes , der im

sogenannten Nock des Königs steckt . "
Dieser Auffassung entsprechend wird kein Sozialdemokrat

den Krieg zu verhindern suchen , indem er vor die Soldaten

mit der Aufforderung tritt : „ Schießt nicht ! Und weshalb ?
Etwa deshalb , weil wir uns vor den Folgen einer solchen Agi¬
tation , vor Strafparagraphen fürchten ? Ach , Wir wären trau¬

rige Wichte , wenn wir aus Furcht vor den Folgen etwas

unterließen , was wir als notwendig und heilsam erkannt

haben . Nein , wir tun es nicht , weil wir uns sagen : Jene , die

im sogenannten Rock des Königs stecken , sind doch nur ein

Teil des werktätigen Volkes , und wenn dieses zu der nötigen
Erkenntnis in bezug auf das Verwerfliche und Volksfeind¬

liche der Kriege gelangt , dann werden auch die Soldaten von

selbst wissen , ohne unsere Aufforderung , was sie im gegebenen
Falle zu tun haben . "

Genossin Luxemburg verwies auf die reichen Mittel , die

uns zur Verfügung stehen , um auf die Massen einzuwirken ,

auf die gewaltige Macht , die in den Händen der Masse ruht ,

uni ihre Interessen und Ideale zu verteidigen : Jugenderzie¬

hung . Versammlungen , Straßendemonstrationeu , Massenstreiks .
Der Staatsanwalt hatte sich nicht entblödet . Genossin

Luxemburg dadurch ganz besonders „staatsgefährlich " zu

malen , daß er von ihr als der „ roten Rosa " sprach . Was

würde dieser Herr dazu sagen , wenn ihn Genossin Luxem¬

burg seiner politischen Überzeugung wegen etwa als schwarz¬

weißen Fritz oder blauschwarzen Johann tituliert hätte ? Doch

wehr als diese Geschmacklosigkeit kennzeichnet den Mann der

Antrag , Genossin Luxemburg , die „ Heimatlose " , sofort zu ver¬

haften , da es „unbegreiflich " wäre , wenn sie nicht die Flucht

ergreifen würde . Genossin Luxemburg hätte an das erinnern

können , was der Staatsanwalt aus seinen Akten wissen
wußte : daß sie in glühender Freiheitsbegeisterung die Ge -

kahren und Opfer der Revolution in Nußland geteilt hat ;

daß sie, die „ Heimatlose " , das Heimatrecht in Deutschland
bereits zweimal mit monatclanger Gefängnisstrafe erkaust
bat . Sie verzichtete stolz darauf , mit ihrer persönlichen Hin -

gäbe zu prunken , und beantwortete die Verunglimpfung
wit dem Hinweis auf das Ehrgebot sozialdemokratischer Ge -

sinnung :
. Herr Staatsanwalt , ich verschmähe es für meine Person ,

auf alle Ihre Angriffe zu antworten . Aber eins will ich Ihnen

sagen : Sie kennen die Sozialdemokratie nicht ! Im Jahre
1913 allein haben viele Ihrer Kollegen im Schweiße ihres

Angesichts dahin gearbeitet , über unsere Presse insgesamt die

Strafe von 69 Monaten Gefängnis auszuschütten . ( Der Vor¬

sitzende unterbricht : Wir haben keine Zeit , große politische
Reden anzuhören . Wir erledigen den Fall juristisch , aber

nicht politisch . ) Haben Sie vielleicht gehört , daß auch nur einer

von den Sündern aus Furcht vor der Strafe die Flucht er¬

griffen hat ? Glauben Sie , daß diese Unmenge von Strafen

auch nur einen Sozialdemokraten zum Wanken gebracht oder

in seiner Pflichterfüllung erschüttert hat ? Ach nein , unser
Werk spottet aller Zwirnsfäden Ihrer Strafparagraphen , es

wächst und gedeiht trotz aller Staatsanwälte . Zum Schluß
nur noch ein Wort zu dem unqualifizierten Angriff , der auf
seinen Urheber zurückfällt .

Der Staatsanwalt hat wörtlich gesagt — ich habe es nur
notiert : er beantrage meine sofortige Verhaftung , denn . es
wäre ja unbegreiflich , wenn die Angeklagte nicht sofort die

Flucht ergreifen würde ' . Das heißt mit anderen Worten :
Wenn ich, der Staatsanwalt , ein Jahr Gefängnis abzubüßen
hätte , dann würde ich die Flucht ergreifen . Herr Staats¬

anwalt , ich glaube Ihnen , S i e würden fliehen . Ein Sozial¬
demokrat flieht nicht . Er steht zu seinen Taten und lacht
Ihrer Strafen . Und nun verurteilen Sic mich ! "

Von Anfang bis zu Ende stellt sich der Prozeß gegen Ge -

uossin Luxemburg als ein kaum verhüllter politischer Tcn -

denzprozeß schlimmster Art dar , der Spruch des Richter -
kollcgiums als ein nacktes Urteil bürgerlicher Klassenjustiz .
Dieses politische Ereignis steht in einer Reihe mit den be¬

rüchtigtsten Bluturteilen gegen . �trciksünder " . Gleich einer

hellen Flamme beleuchtet es , mit welcher Einsichtslosigkeit und

welchem Haß die herrschenden Klassen und Cliquen nach den

ausgebeuteten Massen blicken und wie skrupellos ihre Organe
im Gebrauch der Macht sind , die sie zur Niederhaltung des

werktätigen Volkes verwalten .

Freilich wird die bürgerliche Gesellschaft bei diesem Werk
ihrer Getreuen nicht auf ihre Kosten kommen . Der Prozeß
mitsamt seinem Ausgang ist einer jener Pfeile , die dem

Schlitzen verhängnisvoll werden , der sie entsendet . Die sozial¬
demokratische Agitation gegen den Militarismus , gegen den

. Krieg sollte getroffen werden , aber siehe da ! Genossin Luxem¬
burgs helle Stimme dringt mit einem Schlage zu Hundert¬
tausenden , die bis dahin noch nichts oder nur Entstelltes dar¬
über vernommen haben , warum die Sozialdemokratie Rü¬

stungswahnsinn und Kriegshetze bis zum Messer bekämpft ,
warum sie statt des stehenden Heeres die Volksbewaffnung
fordert . Mit der Härte des Urteils wollte man unter dem

Proletariat Schrecken erzeugen . Schwache in Feiglinge ver¬
wandeln . Was ist die Folge ? Taufende und Zehntausende
erheben sich jubelnd an dem Bekennermut , an der Opfer -
freudigkcit , der Charakterstärke der Genossin Luxemburg .
Nicht bloß daß diese das Banner der Sozialdemokratie mitten
in einer kapitalistischen Herrschaftsfeste entfaltet hat , erweckt
die stürmische Begeisterung der Proletarischen Massen , auch
die Art , wie sie das tat : stolz und schlicht . Ohne nach dem

hohen Preise zu fragen , hat sie dem Ausdruck verliehen , was
heute schon Millionen enipfinden und denken . Ihr Handeln
wird diesen Millionen die Verpflichtung ins Bewußtsein
brennen , die Überzeugung zur fruchtbaren Tat reifen zu
lassen . Wie das Wort , so wird das Beispiel der Genossin
Luxemburg eine lebendige und starke Kraft sein .

Wie aber das Interesse an dem Prozeß und seinem Aus -

gang unstreitig dadurch erhöht worden ist , daß eine Frau als
kühne Vorkänipferin für die Ziele der Sozialdemokratie in
seinem Mittelpunkt steht , so wird unzweifelhaft das Frank -
furter Geschehen am stärksten und nachhaltigsten auf die Ge -
nossinnen , die proletarischen Frauen wirken . Sie empfinden
es im tiefsten Herzen : solches Geschehen verpflichtet . Mit
heiliger Begeisterung geloben sie , sich jederzeit ganz für ihre
sozialistischen Ideale einzusetzen , ihnen als Mütter und Er¬
zieherinnen im Heim und als Känipferinnen in der Öffent-
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lichkeit mit leidenschaftlicher Hingabe zu dienen . Der Frank¬

furter Prozeß ist ein vollgültiger Beweis dafür , daß inmitten

der Stürme der kapitalistischen Entwicklung das Weib zur

politischen Mündigkeit und Reife gelangt ist , und daß der

Sozialismus die höchsten Bürgertugenden in ihm zu Taten

werden läßt . Er hat für die Sache des Frauenrechts mehr

geleistet als Dutzende von Bittgängen bürgerlicher Damen ,

die für ihre Forderungen von Fiirstinnen , Ministern und

bürgerlichen Abgeordneten ein wenig Wohlwollen erflehten .

Das Wort und die Tat unserer Genossin Luxemburg werden

wir sozialistischen Frauen vor unserer Wahlrechtskundgebung
am 8. März in unserer roten Woche als leuchtende Standarte

vor uns hertragen . « «

Die erste Antwort proletarischer Massen auf die Verurtei¬

lung der Genossin Luxemburg ist da . Sie siel am Sonntag

nach dem Prozeß in drei Niesenversammlungen zu Frank¬
furt a. M. und Hanau . Stürmisch , begeistert bekannten

sich die Vielen Tausends proletarischer Männer und Frauen

zu den Gedanken , die Genossin Luxemburg vor dem Gerichts¬
hof vertreten hat . Diese beleuchtete den Prozeß und seine
Wirkungen mit den folgenden Ausführungen :

„ Die aufrichtige Begeisterung über den moralischen Sieg ,

den wir errungen haben , hat , wie ich sehe , Sie genau so wie

mich ergriffen . Ja , liebe Genossen , wir haben allen Grund ,

begeistert , froh und stolz zu sein , weil unsere Feinde durch
dieses Urteil gezeigt haben , wie sie vor uns zittern . Man

glaubt , nun einen Schreckschuß gefunden zu haben : jeder , der

es wagt , an den Grundfesten des Staates zu rütteln , der

wird jetzt zwölf Monate ins Gefängnis gesperrt . Aber der

Glaube , wir würden uns durch Gefängnisstrafen irre machen

lassen , ist nur ein Beweis dafür , wie sich unsere Weltanschau¬

ung in den Köpfen eines preußischen Nichters und Staats¬
anwalts spiegelt . Als ob zwölf Monate Gefängnis ein Opfer
wären für einen Menschen , der in der Brust die Gewißheit
hat , für die ganze Menschheit zu kämpfen . Dieser Prozeß be¬

leuchtet so richtig unseren ganzen Klassenstaat , hier stehen sich

zwei Welten gegenüber , die wegen der vollständigen Un¬

fähigkeit , unsere Psyche zu begreifen , nie überbrückt werden

können . ( Sehr richtig ! ) Deshalb gibt es keinen Pardon , dieser

Staat muß zum Teufel gejagt werden . ( Lebhafter , lang¬
andauernder Beifall . )

Man wollte ein Opfer treffen , aber was bedeutet die

Lappalie , ein Jahr Gefängnis , gegen jenes Löbtauer Schrek -

kensurteil , das jetzt sein zehnjähriges Jubiläuni feiern kann ?

Gibt es nicht schon der Opfer massenhaft , sind die Tausende

von Familien , die in Not und Elend leben , nicht auch ein

Opfer des Klassenstaats ? Wir machen keine Rechnung über

Opfer , denn es versteht sich, daß jede Erkenntnis mit Opfern

verknüpft ist . Je mehr Opfer , um so mehr werden sich zu uns

scharen . ( Lebhafter Beifall . )
Aber dieses Urteil hat auch noch eine politische Bedeutung .

Sie sehen , daß wir seit dem berühmten Liebknechtschen Hvch -
verratsprozeß kein solches Urteil mehr erlebt haben . Damals

mußte man sich noch unter die Fittiche des Hochverratspara¬

graphen flüchten , heute genügt sckion der 8 110 , um auf ein

annähernd gleiches Strafmaß zu kommen . Dieses Urteil hat ,
wie mein Verteidiger vr . Rosenfeld ganz " richtig ausführte ,
die Reform des Strafgesetzbuchs vorweggenommen , das eine

ausgesprochene Klassenrichtung gegen die Sozialdemokratie
hat . Diese Gerichtspraxis ist ein würdiges Seitenstück zu den

fortgesetzten Attentaten auf das Koalitionsrecht und die Ver¬

folgung unserer Presse , über die im letzten Jahre nicht
weniger als sechzig Monate Gefängnis verhängt wurden .

( Sehr richtig ! )
Diese Zeichen der immer stärker werdenden Reaktion geben

uns die Lehre , daß wir unsere Aufmerksamkeit verdoppeln
und daß wir zum Angriff übergehen müssen , weil wir uns

nicht alles gefallen lassen dürfen . ( Stürmischer Beifall . ) In
dieser Beziehung gibt uns der Prozeß noch eine andere

heilsame Lehre , er beweist sich als ein Teil jener Kraft , die

stets das Böse will und doch das Gute schafft . Der Staats¬

anwalt hat die Höhe des Strafmaßes damit begründet , daß

er sagte , ich hätte den Lebensnerv des heutigen Staates

treffen wollen .

Sie hören , die Agitation gegen den heutigen Militaris¬

mus ist ein Angriff auf den Lebensnerv des Staates . Sie

sehen , der Lebensnerv unseres heutigen Staates ist nicht der

Wohlstand der Massen , nicht die Liebe zum Vaterland , nicht
die geistige Kultur , nein , es sind die Bajonette ! Das zeigt

doch in viel krasserer und aufreizenderer Weise , als ich es

könnte , daß ein Staat , dessen Lebensnerv das Mordwerkzeug

ist , daß dieser Staat dazu reif ist , daß er zugrunde geht .

( Stürmischer Beifall . )
Dieses offene Bekenntnis des Herrn Staatsanwalts wollen

wir festhalten und als wichtigste Lehre mit nach Hause neh¬

men . Der Lebensnerv des Staates durch seine eigenen , offi¬

ziellen Vertreter bloßgelegt ! Geg « n diesen Lebensnerv wollen

wir kämpfen vom Morgen bis zum Abend mit all unserer

Kraft . Wir wollen dafür sorgen , daß dieser Lebensnerv so
schnell wie möglich durchgeschnitten wird . ( Bravo ! )

Wenn preußische Staatsanwälte des rohen Glaubens sind ,
wenn diese Leute sich in ihrer groben historischen Vorstellung
einbilden , daß unser Hauptmittel im Kampfe gegen den

Militarismus darin bestehe , daß wir den Soldaten in dem

Augenblick hindern wollen , wenn er den Arm hebt , um die

Waffe loszudrücken , so irren sie sich. Die Hand wird vom

Hirn geleitet . Auf dieses Hirn wollen wir einwirken durch

unser geistiges Sprengpulver . ( Stürmischer , langanhaltender
Beifall . )

Und noch etwas möchte ich hier sagen , das ich dem Staats¬

anwalt zu sagen verschmäht habe . Er hat auf meine besondere

Gefährlichkeit hingewiesen , weil ich dem extremsten , radi¬

kalsten Flügel unserer Partei angehöre . Aber wenn es gilt ,

gegen den Militarismus zu käinpfen , da sind wir alle einig ,

da gibt es keine Richtungen . ( Beifall . ) Da stehen wir alle wie

eine Mauer gegen diese Gesellschaft . ( Stürmischer , brausender ,
langanhaltender Beifall . ) Es ist nicht die Rosa Luxemburg ,
es sind heute bereits zehn Millionen Todfeinde des Klassen¬

staats .
Parteigenossen ! Jedes Wort der Urteilsbegründung ist ein

öffentliches Eingeständnis unserer Macht . Jedes Wort ist ein

Ehrenwort für uns , darum heißt es für mich wie für euch,
zeigen wir uns dieses Ehrentitels würdig . Wollen wir immer

eingedenk sein der Worte unseres verstorbenen Führers August

Bebel : „ Ich bleibe bis zum letzten Atemzug der Todfeind des

bestehenden Staates . " ( Jubelnder , nicht endenwollender Beifall . )

Auch Rußland
wird einen Frauentag haben .

1910 faßte die zweite Frauenkonferenz zu Kopenhagen den

Beschluß , daß jedes Jahr in allen Ländern ein sozialistischer
Frauentag abzuhalten sei — eine Solidaritätskundgebung
der Proletarierinnen und eine Probe ihrer Entschlosienheit ,

für die bessere Zukunft zu wirken und zu kämpfen . Damals

schien es kaum möglich , in absehbarer Zeit diesen Beschluß in

Rußland zur Tat zu machen . Es war die schlimmste Zeit all¬

gemeiner Depression . Die Reaktion wütete . Triumphierend

nahm sie Rache . Die Arbeiterorganisationen wurden zer¬

splittert . Die Führer füllten die Gefängnisse oder suchten

eine Zuflucht jenseits der Grenze - - - -Es gab keine sozia¬
listische Zeitung , keine Möglichkeit , die Kräfte zu sammeln .

Der harmlose Arbeiterinnenbildungsverein zu St . Peters¬

burg wurde verfolgt und aufgelöst : die VorstandAwitglieder ,
energische Mädchen aus der Arbeiterklasie , wurden verhaftet

und nach dem Norden verschickt . Eine schwere , trostlose Zeit ,
die Jahre 1909 und 1910 !

Aber die Gesetze historischer Entwicklung sind doch mäch¬
tiger als die Bajonette des russischen Tyrannen und seiner
blutdürstigen Kamarilla _ _ _ _Das Wiederaufleben der Ar -
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beiterbewegung wird durch die unerträglichen Verhältnisse

hervorgerufen . Es gibt für die Ausgebeuteten keine andere

Wahl , als sich schweigend zugrunde richten zu lassen oder

mutig gegen die Zustände anzukämpfen . Die russische Ar¬

beiterklasse hat sich fiir das letztere entschieden . Allmählich ent¬

flammt der alte doppelte Kampf aufs neue : der gegen die

Tyrannei des Zarismus und der gegen die Ausbeutung durch
den Kapitalismus .

Imposante Massenstreiks fanden 1l >11 und 1912 in Nufz -

land statt . Wie eine Meeresflut überschwemmt die gewaltsam
unterdrückte Unzufriedenheit das ganze Land . Politische

Proteststreiks brechen aus , zum Beispiel wegen des Blutbades

unter den Goldarbeitern im Lenagebiet , wegen der Ersten -

Mai - Feier usw . Ihnen folgen wirtschaftliche Streiks

- - - -
Jede der beiden sozialdemokratischen Parteirichtungen gründet

eine Zeitung , und die beiden Blätter erscheinen jetzt seit bei¬

nahe zwei Jahren täglich in St . Petersburg . Die Zahl der

Abonnenten beträgt mehr als M9 ( X1 . Gewerkschaftoblätter
und sozialistische Monatsschriften ergänzen und vertiefen die

Aufklärungsarbeit . Die Gewerkschaften leben auf . Die Metall¬

arbeiterorganisation zum Beispiel zählt mehr als 9999 Mit¬

glieder , auch die Textilarbeitergewerkschaft erfaßt immer

niehr Arbeiter und Arbeiterinnen . Eine rege praktische Tätig¬

keit wird bei der Griindung der Krankenkassen entfaltet . . . .

Freilich , tausend Schwierigkeiten stehen der Bewegung ent¬

gegen . Die polizeiliche Willkür ist größer denn je . Gesetze

gelten nur zum Vorteil der adligen und reichen Leute ! Ver¬

haftung , Verbannung , Gefängnis ist der Preis , der für die

Beteiligung an der Arbeiterbewegung gezahlt werden muß .

Dazu alltäglick ) « „ kleinere " Hindernisse : Auflösung der Or -

ganisation , Konfiskation der Zeitungen und Geldstrafen für

sie , beständiger Wechsel der Zeitungstitel und Redaktions¬

räume . Es ist nicht leicht , Räumlichkeiten für eine Zeitungs -

redaktion in einer Stadt zu finden , wo die Polizei von den

Hausbesitzern eine besondere Erklärung verlangt , daß sie
an kein sozialistisches Organ vermieten würden .

Der Kampf wird bis aufs Messer geführt , aber der Mut ist

da , und tvas besonders wertvoll ist : die Frauen , die Arbeite¬

rinnen sind dabei ! Es sind nicht mehr junge begeisterte Stu¬

dentinnen aus den bessergestellten Schichten , nicht die opfer¬

willigen Volkslehrerinnen , die jetzt das Gros der Kämpfe¬

rinnen stellen , nein , es sind die Arbeiterinnen selbst . Wir

finden Proletarierinnen in allen Organisationen der Ar¬

beiterklasse , im Vorstand der Gewerkschaften , der Bildungs¬

vereine , bei der Griindung der Krankenkassen , überall gehen
die Frauen mit den Männern zusammen . Es gibt keine be¬

sondere Frauenorganisation in Nußland . Man findet die Be¬

richte der Frauen in den sozialistischen Zeitungen , ihre Auf¬
rufe in den Gewerkschaftsblättern .

Als die sozialdemokratische Partei sich entschloß , im Jahre
1913 den ersten Frauentag abzuhalten , waren es die Arbeite¬

rinnen , die die Sache in ihre Hände nahmen . Der erste

, Frauentag war ein Politisches Ereignis in Ruß¬

land . Alle Parteien , alle Gcsellschaftsschjchten haben zu diesem

Ereignis Stellung genommen , die einen init Haß und Hohn ,
die anderen bedauernd , daß die Arbeiterinnen nicht mit den

bürgerlichen liberalen Frauen zusammen marschierten . Ver¬

haftungen und Gefängnisstrafen waren die Folgen dieses

ersten imposanten Versuchs der Arbeiterinnen Rußlands ,
ihre Forderungen laut in der Öffentlichkeit zu erheben . Aber

die russischen Arbeiterinnen wissen , daß kein Opfer vergeblich
gebracht ist .

In diesem Jahre soll am 8. März der zweite Frauentag
stattfinden . Auf der Tagesordnung steht : Frauenstimmrecht ,
staatliche Mutterschaftsfürsorge , die Teuerungsfrage . Es ist
die Mntterschaftsfürsorge , die den Arbeiterinnen Rußlands

zurzeit besonders am Herzen liegt . Ein lebhafter Kampf zwi¬
schen den Arbeitern und der Polizei entbrennt um die Aus¬

gestaltung des Krankenkassenwssens auf Grund des Versiche¬
rungsgesetzes von 1912 . Auch dabei finden Verhaftungen der
Arbeiter und Arbeiterinnen statt , die in die Krankenkassen¬

verwaltungen als Vertreter der Versicherten gewählt werden .

Das Versicherungsgesetz enthält Ansätze zur Wöchnerinnen -
und Schwangerenunterstützung , aber der weitere Ausbau der

Mutterschaftsfürsorge hängt von der Erkenntnis , dem Willen ,
dein Handeln der Arbeiterinnen selbst ab . Die sozialistische
Fraktion der Reichsduma wird wahrscheinlich einen Entwurf
zur wirksamen Mutterschastsfürsorge einbringen , jedoch kann

er nur dann Erfolg haben , wenn die Massen außerhalb der

Duma mit energischen Kundgebungen ihre parlamentarischen
Vertreter unterstützen .

Ein schweres Ringen steht den russischen Proletarierinnen

bevor , aber das Bewußtsein , daß sie die Sympathie der er¬

wachten ausländischen Klassengenossinnen besitzen , gibt ihnen
frischen Mut . Kampfbereit rufen sie ihren Genossinnen jen¬

seits der Grenze zu : Auch wir sind an dem Tage dabei , wo

die sozialistischen Proletarierinnen aller Länder in geschlosse¬
nen Reihen , bewußt und mutig der kapitalistischen Welt ent¬

gegentreten . Wir sind mit euch an diesem Tage der unver¬

söhnlichen Kampfansage gegen Ausbeutung und Knechtschaft .
Wir wollen das Unsrige tun . daß jeder Frauentag uns dem

großen Ziele näher führe : der unvermeidlichen , ersehnten so¬
zialen Revolution . Alexandra Kollontay , St . Petersburg .

Vom Frauenstimmrecht in Schweden .
In Schweden ist das Jahr 1913 zur lebhasten Agitation

für das Frauenwahlrecht ausgenutzt worden . In ihrem Mit¬

telpunkt stand eine Sammlung von Unterschriften für das po¬
litische Wahlrecht und die Wählbarkeit der Frauen . Diese
Sainnilung soll dem Reichstag 1914 als Petition für die volle

politische Gleichberechtigung des weiblichen Geschlechts vor¬

gelegt werden . Sie ist vom Landesverein für Frauenstimm¬
recht ausgegangen , der 214 Lokalvereine und Frauen aller

Parteien als Mitglieder umfaßt . Deshalb haben sich auch
Frauen aller Parteien an der Sammlung von Unterschriften
beteiligt , sogar konservative Frauen , obwohl es ihre Partei ist ,
die dem weiblichen Geschlecht das Wahlrecht nicht gewähren will .

Der Arbeitsausschuß der sozialdemokratischen Frauen hat
sich in einem besonderen Aufruf an die Parteiorganisation
gewendet , damit sie die Sainnilung von Unterschriften unter¬

stützten . Früher haben die Genossinnen gezögert , ähnliche Ak¬

tionen der bürgerlichen Frauenrechtlerinnen zu fördern . Dies¬

mal hatten sie jedoch keine Bedenken dagegen . Auch die sozial¬
demokratische Presse hat die Sammlung von Unterschriften
unterstützt , und Genosse B r a n t i n g ist besonders warm da¬

für eingetreten . Obwohl nur Frauen die Petitionslistcn
unterzeichnen durften , haben auch Genossen großes Interesse
für die Sache gezeigt und bei der Agitation geholfen . Eine

Sammlung von Unterschriften für das Frauenwahlrecht fand
in Schweden zum erstenmal iin Jahre 1996 statt . So ' viel ist
bereits bekannt , daß die Petition 1913 doppelt so viel Unter¬

schriften erhalten hat als 1996 . Das Frauenwahlrecht ist auf

dem Marsche . Die Zweite Kammer hat sich schon dreimal für

das politische Bürgerrecht des weiblichen Geschlechts erklärt .

Was das kommunale Stimmrecht betrifft , so besitzen es die

schwedischen Frauen seit 1862 . Es ist ein Pluralwahlrecht

schlimmster Art , das eine Anhäufung von Stinimen bis zu
49 in einer Hand gestattet . Leute mit kleinen Einkünften
haben meist nur eine Stiinme , während die reichen bis zu

vierzig Stimmen abgeben können . Unsere Partei ist natürlich
stets gegen die Pluralstimmen aufgetreten . Auch der verhei¬
rateten Frau steht das kommunale Wahlrecht zu , wenn sie ein

eigenes Einkommen hat . Es macht dabei nichts aus , daß es

gering ist , auch wenn es nur 199 , ja 19 Kronen beträgt ,
sichert es der verheirateten Frau das Genieindewahlrecht . Im
Jahre 1999 wurden die stimmberechtigten Frauen auch wähl¬
bar in die Gemeinderäte . Seitdem sie dieses Recht besitzen,
sind ungefähr 77 Frauen als Gemeinderäte gewählt worden ,

In vier Städten befinden sich sozialdemokratische Frauen in

den Komniunalvertretungen . Auch in andere kommunale Kör -
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perschaften wurden Frauen unserer Partei gewählt , wie zum

Beispiel in die Schul - und Armenpflegekommissionen . In die

Ausschüsse beziehungsweise Ämter , die über die Zuerkennung
von Altersrenten und ihre Höhe zu entscheiden haben — eine

neue Einrichtung — , sind nach dem , was bis jetzt bekannt ge¬
worden ist , 24 sozialdemokratische Frauen als ordentliche Mit¬

glieder und 12 als Ersatzpersonen gewählt worden .

Wir alle , die wir für das Bürgerrecht des weiblichen Ge¬

schlechts arbeiten , wünschen und hoffen von ganzer Seele ,

unsere Forderung möchte so bald als möglich erfüllt werden .

Zunächst damit die Ungerechtigkeit aus der Welt geschafft
Würde , daß die Frau eine Bürgerin zweiter Ordnung ist .

Tann aber auch , damit die Kräfte frei werden , die jetzt auf
die Eroberung vollen Bürgerrechts für das Weib gerichtet
sind . Wir ersehnen das , weil diese Kräfte ganz und gar in den

Kampf fiir eine neue Gesellschaftsordnung eingesetzt werden

sollen . Den deutschen Genossinnen , den Genossinnen aller Länder ,

die für das Frauenwahlrecht , den Sozialismus demonstrieren ,

senden wir herzliche Wünsche für den Erfolg . Wir wissen uns

eins mit ihnen allen , die der sozialistischen Zukunft dienen .

Mit sozialdemokratischem Gruß
Der Arbeitsausschuß

des Sozialdemokratischen Frauenkongresses in Schweden .
Im Auftrag : Anna Lindhagcn , Stockholm .

Luise Aston .
An dem Frauentag werden nicht nur in Deutschland , son¬

dern auch in Österreich , der Schweiz und anderen Ländern

viele Tausende von Proletarierinnen zusammentreten , um

Zeugnis dafür abzugeben , daß sie in geschlossenen Reihen den

Kampf uin Freiheit , um Gerechtigkeit für die ganze Mensch¬
heit aufnehmen . Gern wandern da unsere Gedanken zurück zu
den Zeiten , in denen sich Ansätze der großen Freiheitsbewe¬
gung zeigen . Wir denken auch besonders der Frauen , die mit

dazu beigetragen haben , uns durch das Dornengestrüppe von

Lästerungen und Verfolgungen den Weg zu bahnen zu un¬

seren großen Zielen . Sie sind Pfadfinderinnen und Vor -

känipferinnen in einer Zeit gewesen , da die Frauen noch ent¬

rechteter , noch bedrückter waren als heute . Zu den Frauen ,
die ein Lorbeerblatt der Erinnerung verdienen , gehört auch
Luise Aston . Schon früh hat sie die gähnende Kluft zwischen
den Besitzenden und den Besitzlosen erkannt und ist in Deutsch¬
land als entschiedenste und bedeutendste Vorkämpfcrin ihrer Zeit
für die völlige Gleichberechtigung der Geschlechter eingetreten .

Luise Aston war eine der Frauen , die sich voller Begeiste¬
rung den Bestrebungen für Freiheit und Menschenrechte in

der gärenden Zeit anschlössen , die der Revolution von 1848

voranging . Sie hatte den für ihre Tage ungeheuer kühnen

Schritt getan , sich von einem reichen , ihr aufgezwungenen
Gatten zu trennen . Als junge geschiedene Frau kam sie nach
Berlin . Nach ihren eigenen Worten „ rettete sie die Heiligkeit
der Ehe , indem sie dieselbe zerriß " . Denn Ehe ohne Liebe er¬

schien ihr schlimmer als Prostitution . Luise Aston fand sich
bald heimisch unter den revolutionären Geistern jener Zeit ,
und schon ihr Verkehr machte sie den Behörden verdächtig , die

ja jeden Staatsbürger dreifach siebten , ehe er ihnen einwand¬

frei erschien : christlich , politisch und bureaukratisch . In den

Rahmen philiströser Tugend paßte Luise Aston nicht . Sie be¬

schäftigte sich eifrig mit dem Studium der großen Denker
und Dichter ihres Jahrhunderts und scheute sich nicht , die Er¬

gebnisse dieser Studien schriftlich und mündlich bekanntzu¬
machen . Sie trat für die Armen und Entrechteten ein und
erkannte die große Macht , die durch deren Organisation aller

Reaktion , aller Kulturfeindschaft erwuchs : „ Die Industrie ist
die Mutter des Proletariats , die zugleich den Reichtum und
die Armut bringt , den Reichtum für einzelne , welche die Na¬
tion repräsentieren , die Armut für die Massen . Sie hat die

Armut , die bisher nur in der Knechtschaft Rettung vor dem

Hunger fand , zuerst freigegeben und organisiert , so daß sie
jetzt als organisierte Macht in die Geschichte tritt . "

Luise Aston nahm sich ferner der Sache ihrer Geschlechts¬

genossinnen an und verlangte , daß auch die Frau an den

Segnungen der Freiheit teilnehme . Das Recht des Weibes

sollte erweitert und die ihm zwangsweise gezogenen Schran¬
ken sollten durchbrochen werden . „ Statt in blutigen Kämpfen

und Minneliedern verherrlicht zu werden , verlangt die Frau

ihren Anteil an der Freiheit des Jahrhunderts . Nach der zer¬

rissenen Karte des Himmels einen Freiheitsbrief auf Erden . "

Luise Aston wagte es , offen zu bekennen , daß sie nicht an Gott

glaube , und daß ihr Glauben und Denken ihre eigenste per¬

sönliche Sache sei und niemand etwas angehe . Religion war

ihr nach der Auffassung Schleiermachers die Form , in der

jeder einzelne sich mit dem All verbindet . Sie sprach es auch

offen aus , daß sie weder an die Notwendigkeit noch an die

Heiligkeit der Ehe glaube . Sie nennt die Ehe ein Institut ,
das mit der höchsten Sittlichkeit prahlt , während es jeder Un -

sittlichkeit Tür und Tor öffnet ; das einen Seelenbund sank¬
tionieren will , während es meist den Seelenhandcl sanktio¬
niert . Luise Aston verwarf die Ehe , weil sie zum Eigentum

macht , was nimmer Eigentum sein kann : „ die freie Persön¬
lichkeit ", weil sie ein Recht gibt auf Liebe , auf die es kein

Recht geben kann , bei der jedes Recht zum brutalen Unrecht
wird . Das Ziel der Frauenemanzipation erblickte sie darin ,

das Recht und die Würde der Frauen in freieren Verhält¬
nissen , in einem edlen Kultus der Liebe herzustellen . Das

Streben nach neuer , höherer Frauenliebe und Frauenwürde
war besonders bedeutungsvoll für die Wege , die Luise Aston
der neuen Generation weisen wollte . Es konnte nach ihr nur

siegreich sein , wenn die Frauen selbst tiefere Bildung und ein

höheres Bewußtsein ihres Wertes erlangten . „ Bildung erst

gibt dem Leben und der Liebe die höhere Weihe und die innere

Freiheit , ohne die jede äußere Freiheit zur Schimäre wird . "

In Luise Aston selbst war das Recht der freien Persönlich¬
keit beleidigt worden . Sie konnte die Entwürdigung nicht er¬

tragen , der die Frau unter dem heiligen Schutz der Penaten
des Hauses , dem Gesetz und der Sitte ausgesetzt ist . Ihr

Wunsch war , sich in Berlin zu literarischer Tätigkeit zu sam¬
meln und zu bilden , weil sie in dein eigenen Los Las Erlebnis

vieler Tausender erkannte , denen sie helfen wollte .

Es läßt sich denken , daß eine solche Frau den dreifachen

Forderungen der Behörden an einen einwandfreien Staats¬

bürger nicht entsprechen konnte . Luise Aston wurde auf¬
gefordert , Berlin binnen acht Tagen zu verlassen , weil sie
Ideen geäußert habe und ins Leben rufe , die für die bürger¬
liche Ruhe und Ordnung gefährlich seien . Der Minister , bei

dem sie sich beschwerte , erklärte ihr , sie müsse in einen kleine¬

ren Ort verwiesen werden , wo sie der Verführung weniger

ausgesetzt sei und wahrhaft für ihr Seelenheil sorgen könne .

Es läge nicht im Interesse des preußischen Staates , daß ihre

Schriften verbreitet würden , die ebenso frei wären wie ihre
Ansichten . Luise Aston antwortete ihm unerschrocken : „ Wenn

sich erst der preußische Staat vor einer Frau fürchtet , dann ist
es weit genug mit ihm gekonunen . "

Da auch ihre Beschwerde bei dem König nichts nützte ,
wandte sie sich in ihrer „ Rechtfertigung " an das deutsche

Volk . Ihm schilderte sie das Prinzip , das aus der Tiefe des

wahrhaft christlichen Staates hervorgeht . Sie führte aus ,

daß es sich in früheren unkultivierten Zeiten in der rohen
Form der Inquisition offenbarte , in dem aufgeklärten neun¬

zehnten Jahrhundert aber die feinere Form der Gewissens¬
polizei angenommen hat . „ So hoch der christliche Staat über

dem bloßen Rechtsstaat steht , so hoch steht dieses Prinzip
über dem Prinzip des Rechts . Das Gesetz der Liebe ist ein

anderes als das Gesetz der Gerechtigkeit . Der christliche Liebes¬

staat macht die Gewissenspolizsi notwendig , welche für das

Heil der Seelen sorgt , welche die Richtungen und Tendenzen
der einzelnen kontrolliert . Hier kann auch die bloße Äuße¬

rung von Ideen , insofern sie eine Abirrung vom Wege des

Heils verrät , der Polizei anheimfallen und ihrer christlichen
Zucht und Besserung . " Das Drama , in dem sie die passive
Hauptrolle hat , nennt sie ein schlagendes Beispiel der In -
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ouisition in Frack und Manschetten . Sie richtet ihre Anklage

gegen den allgemeinen Geist der Reaktion , der immer mehr

um sich greift , und appelliert an alle freien Männer : „ Sie
werden nicht dulden , daß eine Frau so gewaltsamer Bevor¬

mundung unterworfen , daß ihre Seele polizeilich in den

Himmel eskortiert wird . Auch wir sind mündig und wollen

kämpfen für unsere Freiheit , für unser Recht I Die höchste

Freiheit aber ist , daß wir wählen dürfen zwischen Himmel
und Hölle I "

Das deutsche Volk , an das Luise Aston appellierte , konnte

ihr nicht helfen . Sie mußte ihren Aufenthalt mehrfach

wechseln . Diese Wanderjahre sind die Zeit , in der sich ihr

dichterisches Talent am reichsten entfaltete . Ihre Werke sind

heute vergessen , aber die Gedichte , die sie unter dem Titel

„ Wilde Rosen " veröffentlichte , sind in Form und Inhalt so

schön und kühn , daß sie den besten zur Seite gestellt werden

können , die wir von weiblichen Lyrikern besitzen .
Als die Berliner Freischaren im Jahre 1848 nach Schles¬

wig - Holstein zogen , schloß sich Luise Aston ihnen als

Krankenpflegerin an , um ihre Begeisterung für die Freiheit

zu betätigen . Die „ Grenzboten " von 1848 rühmen , daß sie

mit der größten Aufopferung und saus �euo sich der Pflege

der Verwundeten angenommen habe und durch einen Streif¬

schuß an der Hand verletzt wurde . Luise Astons Journal „ Der

Freischärler " wurde verboten , weil sie darin zu viel von dem

Feldzug in Schleswig - Holstein erzählte . Eine zweite Ehe , die

sie später mit einem Arzt schloß , war sehr glücklich . Sie zog

sich von der Öffentlichkeit zurück und starb im Jahre 1871 in

Wangen im Algäu .
Von der bürgerlichen Frauenwelt , der sie entstammte , ist

Luise Aston vergessen . Sie paßte nicht in ihren Rahmen

satter Tugend . Die proletarischen Frauen aber gedenken ihrer

als einer der eifrigsten Kämpferinnen gegen alle Privilegien ,

sei es , daß diese sich auf Reichtum oder auf Geburt oder aus

Geschlecht begründen . So ist es doch das deutsche Volk , an das

sie einst appellierte , um ihr Recht der freien Persönlichkeit zu

verteidigen , das den Kampf um dieses Recht in ihrem Sinne

fortführt . Anna Bios .

Am die Mitarbeit der Frauen
in der Berliner Armendirektion .

Wie in Nr . 9 der „ Gleichheit " mitgeteilt worden ist , hotte vor

kurzem die liberale Mehrheit der Berliner Stadtverordnetenver¬

sammlung abermals die von unseren Genossen wiederholt gestellte

Forderung abgelehnt , eine Frau als Bürgerdeputicrte in die

Armendirektion zu wählen . Die sozialdemokratische Fraktion brachte

daher folgenden Antrag ein : „ Die Stadtverordnetenversammlung

wolle beschließen : ». den Magistrat zu ersuchen , einer Vermehrung

der Armendirektion um drei durch Bürgcrdeputierte zu besetzende

Stellen zuzustimmen ; b. für diese drei neuen Stellen Frauen zu

wählen . " Um dieser Forderung mehr Nachdruck zu geben , veran¬

staltete unsere Partei am 8. Januar eine öffentliche außerordent¬

lich gutbesuchte Frauenversammlung , in der Stadtverordneter Ge¬

nosse R o s e n f e l d und Genossin W e y I referierten .

Genosse R o s e n f e l d gab eine ausführliche geschichtliche Dar¬

stellung über die Entwicklung der Armenpflege , die früher Einzcl -

arbeit war , aber auf Staat , Stadt und Vereine übergegangen ist .

Heute , im Zeitalter der Massenarmut — der Armenetat der Stadt

Berlin beläuft sich für das Jahr 1914 auf 19 Millionen

Mark — , spielt die Hilfstätigkeit des einzelnen keine Rolle mehr .

Selbst die Kirche , deren Eroberungsgcbiet die Armenpflege jahr¬

hundertelang darstellte , ist in den Hintergrund geschoben durch das

Recht jedes Unterstützungsbedürftigen auf öffentliche Hilfe . Frauen

sind es gewesen , die hier als Pioniere vorangegangen sind . Amalie

S i e v e k i n g in Hamburg hat anfangs der dreißiger Jahre des

vorigen Jahrhunderts durch die Begründung von Frauenvereinen

für Armen - und Krankenpflege bahnbrechend und vorbildlich ge -

wirkt . Jeanette Schwerin begründete in Berlin Mitte der

neunziger Jahre die planmäßige Organisation der privaten und

Vereinswohltätigkeit . Henriette Goldschmidt forderte im

Jahre 1868 in Leipzig als erste Deutsche die Zulassung der Frauen

zur kommunalen Armenpflege . 187S wurde diese Forderung erfüllt
in — England I Deutschland blieb zurück .

Seit mehr als zwanzig Jahren fordern Vereine und Sachver¬
ständige die Heranziehung der Frau zur öffentlichen Armenpflege .
Kassel ließ als erste deutsche Stadt 1881 Frauen zu diesem Amte

zu . Andere Städte folgten langsam nach . Berlin „ erwägt " seit dem
Jahre 1896 . Damals beantragte die sozialdemokratische
Fraktion die Zuziehung der Frauen zu den Armcnkommissioucn
als vollberechtigte Mitglieder . Singer bezeichnete es als einen
Mangel der Armenvcrwaltung , daß keine Frau ihr angehöre . Um¬
sonst ! Die tapferen Liberalen , deren Frauen damals schon vielfach
in der freiwilligen sozialen Hilfsarbeit tätig waren , entschieden
gegen den sozialdemokratischen Antrag und gnädigst für die außcr -
amtliche „ Mitwirkung " der Frauen . Inzwischen sind die Frauen
zwar als vollberechtigte , wenn auch von den Männern mei¬

stens nicht gern gesehene Mitglieder zu den A r m e n k o m in i s -
s i o n e n zugelassen worden , aber der Kampf um die Mitgliedschaft
der Frauen in der Armendirektion ging weiter .

Die liberale Mehrheit der Berliner Stadtverordnetenversamm¬
lung war preußischer als die preußische Regierung . Diese ließ in
vielen Städten ohike jeden Einspruch zu , daß Frauen Mitglieder
der Armenverwaltungen werden . Die Berliner Kommunalliberalen
dagegen verschanzten sich hinter „ juristischen " Bedenken , ob die
Frauen nach dem Wortlaut des Gesetzes auch wirklich als „ Orts -
cinwohner " zu betrachten seien und als solche in die Deputationen
gewählt werden könnten . Ein amtlich eingeholtes juristisches Gut¬
achten erklärte diese Bedenken als nicht vorhanden . Endlich muß
nun der Berliner Stadtfreisinn eine unzweideutige Stellung zu
dieser Frage einnehmen .

Hatte Genosse Rosenfeld die geschichtliche und politische Entwick -
lung dieser Frage dargelegt , so schilderte Genossin Wehl die prak -
tische Notwendigkeit für die Mitarbeit der Frau in der Gemeinde .
Sie zeigte , daß die Frau als Gattin , Hausfrau und Mutter die
Ursachen des Elends rascher zu ergründen und den Jammer besser
zu lindern wisse als der Mann , soweit dies in unserer heutigen
Wirtschaftsordnung überhaupt möglich ist . Aus reicher persönlicher
Erfahrung heraus konnte sie die Unentbehrlichkeit der Frau auf
allen Gebieten der öffentlichen Hilfstätigkeit beweisen . Sie ließ
den Einwand nicht gelten , den die Männer so gerne machen , näm¬
lich daß das „ gute Herz der Frau " zu allzu raschem Geben ver¬
leiten könne . Noch nirgends sei der Beweis dafür erbracht worden ,
im übrigen könne es nichts schaden , wenn bei Entscheidungen der
Nrmenverwaltung das Herz etwas mehr mitspräche als bisher .
Genossin Wehl verlangte zum Schluß , daß die Genossinnen sich
zahlreicher als bisher an der Gemeindearbeit beteiligen möcktcn
Dieses Arbeitsgebiet den Frauen der Bourgeoisie allein zu über¬
lassen , sei ein großer Fehler . Es sei eine Aufgabe der Proletaric -
rinnen , auf alle Gebiete der gemeindlichen Arbeit Einfluß zu er¬
langen durch ihr Interesse und ihre praktische Mitwirkung . *

Doch nicht die sozialdemokratischen Frauen allein woll -
ten durch eine Versammlung ihren Willen zu der aufgerollten
Frage kundtun . Auch die bürgerlichen Frauen beriefen zu
diesem Zwecke am 19. Januar eine Frauenversammlung ein . Ka¬
tholische , evangelische und jüdische Frauenvereine , Verein Frauen¬
stimmrecht und Frauenwohl ( die nunmehr feindlichen „ Schwe¬
stern " ) , Volksschullehrerinnen - , Hauspflegevereine und noch ein
halbes Dutzend Organisationen waren dem Rufe der „ Mädchen -
und Fraucngruppen für soziale Hilfsarbeit " gefolgt , jedoch nicht
sehr zahlreich . Ein Häuflein von 156 bis 906 Frauen hörten sich
die Vorträge an , in denen die Frage erörtert wurde : „ Gehören
Frauen in die Armendirektion ? " Gründlich wurde enttäuscht , wer
das eigentlich Selbstverständliche erwartet hatte , nämlich , daß die
liberalen Redncrinuen auf die Haltung der liberalen Mehrheit der
Berliner Stadtverordneten zu dieser Frage eingehen oder gar
Kritik daran üben würden . Bei der langen Rederei kam nichts an¬
deres heraus als die oft wiederholte „Bitte " , die liberalen Männer
möchten doch endlich so viel Einsicht haben und den sich so gern be¬
tätigenden Frauen ein bescheidenes Plätzchen auf dem Tätigkeits -
feld der Gemeindearbcit einräumen .

Helene Lange , die bekannte Frauenrechtlerin und Refor¬
matorin auf dem Gebiet der höheren Mädchenschule , sprach kurz
und farblos über die Wandlung im Pflichtcnkreis der Frau , der
jetzt nicht mehr allein im Hause , sondern auch draußen in der
Öffentlichkeit läge . Die Mitarbeit der Frau sei deshalb auch keine
frauenrechtlerische , sondern eine soziale Forderung . Die nachfol -

* Nähere ? darüber siehe : Die Frau und die Gemeindepolitik . Von
Klara Weyl . Sozialdemokratische Frauenbibliothek , ll . Vorwärts . 36 Pf .
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gcnde Redricrin , Frau Baronin v. S t e i n e g g . gab wahre Perlen

ihres sozialen Verständnisses zum besten . Dem Wesen der christ¬

lichen Nächstenliebe und Barmherzigkeit entsprechend forderte sie
eine soziale Auffassung der Armenpflege , durch die nicht nur

Not gelindert , sondern Haushalt und Familie durch Rat und Bei¬

hilfe einer tüchtigen Frau auf ein höheres Niveau gehoben werde .

Wie sich die Dame das in der Praxis denkt , dafür ein Beispiel , das

sie selbst aufzählte . In einer Familie herrscht « furchtbare Not .
Warum ? Der Mann erhielt eine allzu reichliche Kost . Frau und
Kinder darbten , damit der Vater , der Ernährer , sich sattesscn
konnte ! Und nun kommt die tüchtige Armenpflegcrin und macht
der Frau klar , welches Unrecht si « mit der llberfütterung ihres
ManncS an sich und ihren Kindern begeht und daß sie zukünftig
die Nahrung unter allen Familienmitgliedern gleichmäßig verteilen

müsse ! „ Welcher Mann würde solchen Rat geben können ? " rief die

Frau Baronin zum Schlüsse sehr selbstzufrieden aus .
t ) b dieser Frau auch nur eine Ahnung aufgedämmert ist , daß

die „ unpraktische " Hausmutter mit ihren Kindern einzig und
allein darbte , damit der Mann und Vater bei Kräften gehalten
werden konnte und daß bei den meisten Arbitern der Lohn nie¬

mals ausreicht , allen Familienmitgliedern auskömmliche Nahrung

zu sichern . Die einzige der Rcferentinnen , die wirklich etwas zu
sagen wußte , war Frau Henriette May . Ihr hörte man an ,
daß sie nicht aus grauer Theorie heraus die Mitarbeit der Frau
forderte , sondern daß sie offenen Auges und Herzens empfand , daß
hier mehr als an irgend einer anderen Stelle die Frau zur unent¬

behrlichen Helferin und Beraterin werden muß . Etwas energischere
Töne als die übrigen Rednerinnen schlug Fräulein Elfe Lüders

an , als sie die Zaudcrpolitik des Berliner Stadtfreisinns fest¬
nagelte . Sie erklärte , daß diesem jede Ausrede recht sei , um die
kommunale Mitarbeit der Frauen hintanzuhalten .

Die freisinnigen Stadtverordneten Rosenow und I ) r . Nathan

fanden es geboten , festzustellen , was keine der Damen zu sagen für

nötig gefunden hatte . Nämlich : daß die Frage , Frauen in der
Armendirektion gleichberechtigt mitwirken zu lassen , neuerdings
durch einen sozialdemokratischen Antrag in Fluß gebracht
worden sei , dem sie selber durchaus zustimmten . Seit Jahren treten
die beiden Herren gemeinsam mit unseren Genossen für diese For¬
derung warm ein , ohne daß es ihnen gelungen wäre , ihre Frak¬
tionsgenossen dafür zu gewinnen . Wie einflußlos sie sind , zeigte die

Rede des folgenden , auch liberalen Stadtverordneten , Rechts¬
anwalts Sonnenfeld , der jede Gelegenheit benutzt , die So¬

zialdemokratie zu beschimpfen . Nachdem er dies auch hier reichlich

getan und recht wenig zur Sache gesprochen >»hatte , versuchte er

unserer Partei den Wind aus den Segeln zu nehmen . Er wies

darauf hin , daß der Liberalismus in allen fortschrittlichen Fragen
viel früher aufgestanden sei als die Sozialdemokratie . Der vor

einigen Jahren verstorbene Stadtverordnetenvorsteher Langerhans
habe schon vor zwanzig Jahren die Zulassung der Frauen zu der

Gcmeindearbeit gewünscht . Allerdings blieb Herr Sonnenfeld die

Antwort auf den Zuruf schuldig , warum denn seine Fraktions -
genoffen diesen Wunsch gar so langsam erfüllten . Zum Schlüsse
wurde einstimmig eine Resolution angenommen , nach der die
Arbeit von Frauen in der Berliner Armendirektion aus sozialen
Gesichtspunkten für dringend notwendig erachtet wird .

Am 29. Januar kam der sozialdemokratische Antrag in der Stadt¬

verordnetenversammlung zur Verhandlung . Nach einem ausführ¬
lichen Referat des Antragstellers , Genoffen Rosenfeld , sprachen
sich endlich die Liberalen aller Schattierungen sehr warm f ü r un¬

seren Antrag aus . Trotzdem gelangte er nicht sofort zur Annahme ,
er wurde vielmehr erst an einen Ausschuß verwiesen . Die freisin¬

nigen Stadtverordneten Cassel und Mommsen erhoben nämlich für
den Absatz k des Antrags die Bedenken , daß einmal für Frauen
nicht eine bestimmte Anzahl von Stellen bestimmt werden könnten ,
und daß sich zweitens möglicherweise keine drei geeigneten
Frauen fänden ! Diese Befürchtungen sind zwar nur Vorwände ,
doch haben sie die Entscheidung des Ausschusses gelenkt . Dieser
lehnte den sozialdemokratischen Antrag ab und beschloß , daß nur
eine Frau in die Armendirektion zu wählen sei . Immerhin ist
auch das ein Fortschritt . Auch in dix Waisendeputation
Frauen zu wählen , lautete ein Amrag vom 13. Februar , der

ebenfalls dem Ausschuß überwiesen wurde . In den nächsten

Wochen muß auch hierüber Beschluß gefaßt werden . Der bevor¬

stehende Frauentag bietet allerorts Gelegenheit , auf die Lau¬

heit der Freisinnigen in diesen Fragen hinzuweisen und für die

Mitarbeit unserer Genossinnen in den Gemeinden eine rege Pro¬

paganda zu entfalten . N. V .

Frauenforderungen im Klassenparlament .
Die sozialdemokratische Fraktion hatte getreu ihrer Auf¬

gabe , Hüterin und Förderin der Volkswohlfahrt zu sein , in

der 210 . Sitzung des Reichstags vom 1l) . Februar dieses Jah¬
res beim Kapitel „ Gesundheitsamt " der geburtshilf¬
lichen Notstände weiter Kreise gedacht und eine Reso¬

lution überreicht , in der von den verbündeten Regierungen
ein Gesetzentwurf zur Regelung des Hebanimenwesens ge¬

fordert wurde .

Genosse Büchner begründete ausführlich und überzeu¬

gend die dringende Notwendigkeit , endlich etwas Durchgreifen¬

des zu tun , nachdem die geburtshilflichen Fachkreise jähr -

zehntelang vergeblich nach einer Reform gerufen haben . Er

stützte sich dabei zum größten Teil auf das den Leserinnen

der „Gleichheit " bekannte amtliche und von Fachleuten her¬

rührende Material über die erschreckend hohe Zahl vermeid¬

barer Todesfälle im Wochenbett , über die ebenso vermeid -

barcn Folgekrankheiten schlecht abgewarteter Niederkunft ,

den Hebammenmangel in vielen Gegenden des Reiches , der

es verschuldet , daß mehr als IM Mll Frauen alljährlich ohne

sachverständige Hilfe entbinden . Kurz , er reihte erschütternde

Tatsachen an erschütternde Tatsachen , die das geburtshilf¬
liche Elend unserer Zeit in einer Weise illustrieren , die für
unsere Kultur geradezu beschämend ist . Die Reichsversiche -
rungsordnung soll zwar seit dem 1. Januar dieses Jahres in

diesen traurigen Zuständen für neue Kategorien von Prole -

taricrinnen eine kleine Besserung herbeiführen . Die Kranken¬

kassen können Schwangeren und Wöchnerinnen freie ärztliche
und Hcbammenhilfe gewähren , Wochengeld und Stillgeld für

selbstnährende Mütter . Häufig genug aber steht solche Hilfe
nur auf dem Papier , da die betreffenden Leistungen der Kas¬

sen nicht Pflichtleistungen , sondern ihrem Ermessen anheim¬
gegeben sind . Außerdem müssen die Schwangeren und Wöch¬
nerinnen mindestens 36 Wochen im Jahre versschert sein , ehe

sie Anspruch auf solche Unterstützung haben .

All diesen Unzulänglichkeiten gegenüber betonte Genosse
Büchner die Dringlichkeit der sozialdemokratischen Programm¬
forderung unentgeltlicher Geburtshilfe . Da für solche Kultur¬

aufgaben zurzeit aber keine Mittel flüssig zu machen sind , so

forderte er wenigstens von Reichs wegen die Regelung eines

besonders reformbedürftigen Teils der geburtshilflichen Für¬
sorge : das Hebammenwesen . Und zwar zunächst im Sinne

einer besseren Ausbildung , die die Hebammen auch zur Be¬

ratung der Mütter in der Säuglingspflege befähigen würde .

Ferner betonte Genosse Büchner , wie unerläßlich eine Besse¬

rung der materiellen und sozialen Lage der Hebammen sei ,
da 75 Prozent von ihnen am Hungertuch nagen . In Krank¬

heit , Alter und Invalidität müsse ihnen die Hilfe einer

Zwangsversicherung gewährt werden . Diese Wünsche seien
schon oft ausgesprochen worden , an der Regierung sei es nun ,

Taten sehen zu lassen .
Ob die Negierung sich damit beeilen wird ? Es ist nicht an¬

zunehmen , obwohl ihr die Mißstände auf dem Gebiet der Ge¬

burtshilfe seit langem wohlbekannt sind . Dem lauen Interesse
der bürgerlichen Parteien für die Reform der Geburtsbilfe

entspricht die Lauheit der Negierung in dieser Sache , die auch
in dieser Debatte wieder zutage trat . Der Antisemit Mumm

und der Fortschrittler S t r u v e streiften die wichtige Frage
nur ganz fillchtig . Als Kommissar des Bundesrats nahm der

Präsident des Kaiserlichen Gesundheitsamts vr - B u m m das

Wort . Er berichtete über eine Reihe von Grundsätzen , die der

Neichsgesundheitsrat im Verein mit�ijnigen Sachverständigen
aus der praktischen Geburtshilfe beschlossen hat . Diese Grund¬

sätze betreffen durchweg nur Nebendinge . Sie lassen eine

Hauptsache völlig unberücksichtigt , die materielle und soziale
Besserstellung der Hebammen , die eine bessere Auswahl ge¬

eigneter Kräfte und erhöhte Leistungen ermöglichen würde .

vr . Bumm suchte den Reichstag vollends damit zu beschwich¬

tigen , daß er aus einige kleine Verbesserungen hinwies , die

gegen früher erreicht worden sind , die Kritik an der heutigen
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Geburtshilfe für ungerechtfertigt erklärte unb einen Tank -

Hymnus anstimmte auf die „ nicht hoch genug anzuerkennenden

Bestrebungen der privaten Wohltätigkeit und der privaten

Fürsorge für Hilfe und sachgemäße Pflege bei Wöchnerinnen

und Säuglingen " . Als ob solche lächerlich - dürftigen Almosen

die wohlbegrllndeten Rechtsansprück ? e des Volkes auf eine um¬

fassende Mlltterfürsorge bei der Geburt und im Wochenbett

überflüssig machen könnten I

Am Ende wurde die sozialdemokratische Resolution doch an¬

genommen . Der Bundesrat aber wird sie eines Tages w: e

alle ihre Vorgängerinnen auf diesem Spezialgebiet der ge¬

burtshilflichen Reform in den Papierkorb versenken . Das

kann er sich ungestraft erlauben , da ja keine Wühlerinnen

hinter dieser Forderung stehen . Wenn erst die Frauen — alle

großjährigen Frauen — volles Bürgerrecht besitzen , so wird

gewiß der Himmel des kapitalistischen Klassenstaates für die

Prolctarierinnen auch nicht voller Geigen hängen . Aber das

eine ist sicher : der Wille der Wählerinnen wird dann vielen

Forderungen Beachtung erzwingen , die die Frauen besonders

angehen , Forderungen , wie sie Genosse Büchner im Namen der

Sozialdemokratie allein mit Nachdruck verteidigt hat . It . Xr .

Für das Frauenwahlrecht .
Red « des Abgeordneten Genossen Or . Cohn in der Sitzung des

Reichstags vom 1Z. Januar . ( Schlub . )

Der Herr Berichterstatter meinte freilich , die Frage des

Stimmrechts sei noch nicht geklärt , es interessierten sich noch
nicht genug Frauen für das Frauenstinmirecht . Wenn er

diese Folgerung nur aus den Streitigkeiten auf den General¬

versammlungen der bürgerlichen Frauenstimmrechtlerinnen

gezogen hat , so ist der Eindruck bis zu einem gewissen Grade

berechtigt . Aber der Fall liegt doch nicht so , als ob es außer¬

halb dieser bürgerlichen Frauenstimmrechtskreise überhaupt
keine Frau gäbe , die , wie aufs tägliche Brot , so auf die Be¬

tätigung zu den Wahlkörpcrn angewiesen ist . Nein , bei den

Frauen der breiten Masse des Volkes, » den Frauen , die ge¬
rade von der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung am

härtesten betroffen sind , die am allerersten und in immer

steigender Zahl in den Arbeitsprozeß der Gesellschaft hinein¬

gewirbelt werden , bei diesen Frauen herrscht keine Unklar¬

heit : sie wissen ganz genau , was sie wollen , und sie wollen

mindestens die Übertragung des Reichstagswahlrechts auf
die Frau . Der Herr Berichterstatter hat den Antrag der

Kommission , die Petition dem Herrn Reichskanzler zur

Kenntnisnahme zu überweisen , so etwa als eine Belohnung
dafür hingestellt , daß die deutschen Stimmrechtlerinnen den

Kampf um das Stinimrecht bisher in den „ wohlanständigen

Formen " geführt hätten , deren sich leider die englischen
Frauenstimmrechtlerinnen nach seiner Meinung nicht be¬

dienten . Meine Herren , ich glaube , es steht uns schlecht an ,
ein Urteil über die Kampfesweise der englischen Frauen¬
rechtlerinnen abzugeben , die übrigens durchaus nicht einheit¬

lich vorgehen . Wir alle kennen die Tatsachen , auf die es da¬

bei ankommt , kauni eingehend und sicher genug , um uns ein

solches Urteil zu gestatten . Ich glaube , wir sollten es doch
den Engländern und Engländerinnen selbst überlassen , die

Mittel zu bestimmen , von denen sie sich einen Erfolg für

ihren Politischen und wirtschaftlichen Fortschritt versprechen .
So viel scheint nur aber doch nach den Erfahrungen festzu¬
stehen , die man aus der englischen Geschichte zu schöpfen hat ,

daß die Freiheiten und die Fortschritte keinen Bestand haben ,
die nicht mit energischen Mitteln erkämpft werden . Mit Recht
ist gerade in den letzten Tagen in der Presse wiederholt auf
den Kainpf des englischen Parlaments gegen die Militär¬

diktatur seiner Könige und seiner Militärkaste hingewiesen
worden . Die Engländer sind in dem Kampfe gegen die

Militärdiktatur , den sie damals geführt haben und der aller¬

dings zur Anwendung recht energischer Mittel — wie der

Enthauptung eines Königs — geführt hat , doch immerhin
etwas weiter gekommen als wir mit unserem Kampf gegen
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die Militärdiktatur . Die Erinnerung an die „glorreiche Re¬
volution " gehört jedem Engländer zu den stolzesten Tradi¬

tionen seiner Geschichte .
Weiter wird gegen die Stimmrechtsbewegung der Ein¬

wand erhoben , daß das Familienleben darunter leiden

könnte , daß die Frau ins Haus gehöre , wo sie reichlich Arbeit

und nützliche Betätigung hätte . Auch das , meine Herren ,
geht doch an den Tatsachen sehr vorbei . Auch ohne Frauen¬
stimmrecht istdasFamilienlebenschonfürHunderttausende zer¬
stört , und diese Zerstörung geht auf dieselben wirtschaftlichen
und sozialen Gründe zurück , die die Herren Gegner des

Frauenstiminrechts aufrechterhalten wollen . Wenn man die

Frau aus dem Hause in die wirtschaftlick ) « Tätigkeit hinein¬

jagt , weil der Mann nicht genug für die Familie erwerben

kann , wenn man sie zwingt , das Haus und die Kinder im

Stich zu lassen . Tage , Wochen , Monate hindurch — wie soll

denn da das Familienleben gepflegt werden ? Ich habe die

Überzeugung , daß der Einfluß der Frau auf die Gestaltung
unserer Gesetzgebung und damit unserer wirtschaftlichen und

sozialen Zustände weit eher geeignet ist , eine Verbesserung
und Erhöhung der Fämilienwerte herbeizuführen .

Meine Herren , es ist vielleicht in diesen Jubeljahren auch
berechtigt , daran zu erinnern , daß die preußisckie Gesetzgebung

sich nicht immer so schroff zum Frauenwahlrecht gestellt hat ,

wie es jetzt die Freunde der echt preußischen Gesetzgebung
tun . In der ersten Städteordnung vom Jahre 1808 ist
wenigstens den unverheirateten Frauen die Möglichkeit ein¬

geräumt worden , Bürgerrecht und damit Stimmrecht zu er¬

langen , und dieses Stimmrecht nach der ersten Städteordnung
war nicht das elende Dreiklassenwahlsystem , wie wir es jetzt
nach der Städteordnung von 1853 haben , sondern es war ein

wesentlich freieres , ein allgemeines , gleiches Wahlrecht , ein

Wahlrecht , das zwar nicht dieselbe breite Unterlage hatte

wie das Neichstagswahlrecht , sich aber von dem heutigen
preußischen Landtags - und Kommunalwahlrecht außerordent¬

lich zu seinem Vorteil unterschied . In diesem Jahrhundert
der nationalen Fortschritte ist es den echt preußischen Leuten

auch vorbehalten geblieben , diesen schwachen Ansatz zur Ge¬

rechtigkeit gegen die Frauen zurllckzurevidieren . Die Städte¬

ordnung von 1831 hat den Frauen dieses Stimmrecht wieder

genommen , und dabei ist es in der heute geltenden altprcu -

ßischen Städteordnung von 1853 geblieben .
Meine Herren , es ist das stolze Wort hier im Reichstag

ausgesproä ) en worden , daß Deutschland in der Welt voran

sein müsse und voran sein werde . Die Unrichtigkeit dieses

Wortes ist leider an sehr zahlreichen Stellen durch den Ab¬

lauf der Geschichte bewiesen worden , und einer der stärksten
Beweise in dieser Richtung ist gerade die Entwicklung der

Frauenstimmrechtsbewegung . Wenn man einen Blick auf die

internationale Entwicklung des Frauenstimmrechts wirft ,
dann findet man , daß Deutschland eben nicht in der Welt

voran , sondern in aller - allerletzter Linie steht , das Deutsche
Reich ebenso wie die einzelnen Bundesstaaten . Die Führung
in dem Kampfe um das Frauenstimmrecht haben die angel¬

sächsischen und die skandinavischen Länder . Die Frauen haben

das aktive Wahlrecht , und zwar zunächst für die kommunalen

Körperschaften bereits in 39 Staaten oder Ländern erobert ,

davon 11 im Laufe des soeben erst begonnenen zwanzigsten
Jahrhunderts . Von diesen 39 Staaten sind 32 angelsäch¬
sische, 5 skandinavische , aber leider ist kein einziger Deutsch
redender Staat darunter . Wohl aber — und das könnte sich
das Deutsche Reich in der Tat noch zum besonderen Ansporn
dienen lassen — sind zwei asiatische Länder unter denen , die

den Frauen in den letzten Jahrzehnten das Stimmrecht ein¬

geräumt haben . Das passive Wahlrecht für kommunale Ver¬

tretungen haben die Frauen in 18 Staaten , darunter in 13

Staaten im Laufe des zwanzigsten Jahrhunderts errungen .

Von diesen 18 Staaten sind wieder 4 angelsächsische und 4

skandinavische Staaten , aber kein einziger deutscher Staat

ist darunter . Das aktive Wahlrecht für das Parlament —

oder wie die gesetzgebenden Körperschaften inimer in den be -
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treffenden Ländern heißen mögen — haben die Frauen jetzt
bereits in 19 Ländern gewonnen , in 12 davon im Laufe des

zwanzigsten Jahrhunderts . Von diesen 19 Ländern sind
wieder 17 Englisch redende , 2 Skandinavisch redende Länder ,

aber kein einziges deutsches Land befindet sich darunter . In
den Vereinigten Staaten erreicht die Frau mit der Errin¬

gung des Wahlrechts für die Einzelstaaten gleichzeitig auch
das Wahlrecht für die Gesetzgebung der Vereinigten Staaten

überhaupt . Meine Herren , und der jüngste Erdteil ist der¬

jenige , von dem man wohl sagen kann , daß er auf dem Ge¬

biet des Frouenstimmrechts in der Welt am meisten voran

ist . In Australien haben die Frauen das aktive und passive

Wahlrecht zum Bundesparlament der Vereinigten Staaten

von Australien , und zwar haben sie dieses Recht zu den sehr
weitgehenden Rechten hinzugewonnen , die sie in den einzel¬
nen Staatenparlamenten schon seit Jahren haben . Es gibt
von den australischen Staaten keinen einzigen , in dem die

Frauen nicht wenigstens das aktive Wahlrecht hätten . Neu¬

seeland , Südaustralien , Westaustralien , Neusüdwales , Tas -

mania , Queensland und Viktoria , alle haben sie das aktive ,

Südaustralien hat auch ein passives Wahlrecht für die

Frauen . Am frühesten hat in Neuseeland diese Entwicklung

begonnen , nämlich im Jahre 1893 , dann kam Südaustralien
im Jahre 1894 , Westaustralien im Jahre 1899 — also zu
einer Zeit , wo von einer deutschen Frauenstimmrechtsbewe¬
gung außerhalb unserer Partei kaum die Rede war , ge¬

schweige denn von einer wohlwollenden oder energischen

Haltung der regierenden Klassen , der Regierungen selbst
gegenüber dieser Kulturbestrebung .

Meine Herren , und doch , trotz allem Widerstand , den

Mitteleuropa , trotz allem Widerstand , den insbesondere das

Deutsche Reich , aber auch die einzelnen Bundesstaaten den

Bestrebungen der Frauen entgegensetzen : das Frauenstimm¬
recht marschiert , es ist auf dem Wege auch bei uns , und wenn
es sich einst nicht mehr wird versagen lassen , dann werden

die jetzigen Gegner wie alle , die zu spät einer Entwicklung

nachgeben und sich ihr zu lange entgegengestemnit haben ,
beschämt zur Seite stehen müssen . Kommen wird das Frauen¬
stimmrecht sowohl zu den einzelnen Landtagen wie zu den

kommunalen Körperschaften wie auch für den Deutschen
Reichstag . Es ist schließlich von den Gegnern des Frauen¬
stimmrechts eine Scheu vor den damit verbundenen Ver¬

fassungsänderungen vorgeschützt worden . Diese Scheu müssen

wir ablegen . Wir können sie auch ablegen , und gerade die

letzten Tage haben uns doch wieder ein Beispiel dafür ge¬

geben , daß es gar nicht so schwer ist , eine Verfassung zu
ändern . Ist doch die deutsche Reichsverfassung und das

deutsche Strafgesetzbuch nach Meinung des Kriegsgerichts in

Straßburg sogar durch eine Kabinettsorder , und dazu von

1829 , für geändert erklärt worden . Wenn Sie , meine

Herren von der Rechten , eine solche Scheu vor dem großen
Apparat einer Verfassungsänderung haben , nun , vielleicht
versuchen Sie es auch beim Frauenstimmrecht einmal mit

einer Kabinettsorder . Ich glaube , Sie werden in weiten

Kreisen der königstreuen Leute dafür Entschuldigung fin¬
den . Lassen Sie also einmal eine Kabinettsorder zugunsten
des Frauenstimmrechts ausschreiben . Eine solche moralische
Stärkung der Monarchie müßten doch gerade ihre Anhänger
herbeisehnen .

Frauentag .
Eine Erinnerung .

März ! Stürme durchtoben das Land . Krachend werden die

Eisschollen in dem Flusse weitergeschoben , den geschmolzene
Schneemassen weit über seine Ufer treten ließen . Es will

Frühling werden . Auf Wiesen und Feldern , in den Wäldern

und Gärten ein Keimen , Sprießen und Wachsen . Die Kno¬

spen schwellen und lassen grünende Blätter , prangende Blüte
und reifende Frucht ahnen . Es ist etwas Aufpeitschendes ,
Freiheitssehnsüchtiges , Revolutionäres in der Vorfrühlings¬

stimmung des Märzen . Märzstürme haben mehr als einmal

die Freiheitsliebe Unterdrückter zu lodernder Flamme ent¬

facht . Niemand , dessen Seele für Freiheit glüht , kann der

revolutionären Märztage von 1848 in Wien , Berlin und an¬

deren deutschen Städten vergessen , der heldenhaften Barri¬

kadenkämpfer , die damals in Preußens Hauptstadt für die

Freiheit fielem Das Herz aller denkenden Proletarier klopft

begeistert , stürmisch , wenn sie sich des glorreichen Kommune¬

aufstandes des arbeitenden Pariser Volkes im März 1871 er¬

innern

- - - -
Der sozialdemokratische Frauentag fällt in gute Zeit . Und

ist er nicht selbst ein Zeichen vom Erwachen und Regen neuer

Kräfte . Was steht hinter ihm ? Die große Sehnsucht von

Millionen arbeitender Frauen aller Länder nach Recht , nach

Freiheit . Ihnen ist das Bewußtsein ihres elenden Daseins

gekommen . Sie drängen vorwärts ins Licht der Kultur . Der

Kapitalismus hat ihre frühere Tätigkeit in der Familie ent¬

wurzelt . Er verwandelt die Frauen immer mehr in Objekte
seiner Ausbeutung . Daniit treibt er sie ins gesellschaftliche ,
ins öffentliche Leben . Hier haben sie Pflichten über Pflichten

zu erfüllen . Die wichtigsten politischen Rechte aber werden

ihnen versagt . Muß da nicht Empörung , Zorn die Frauen

ergreifen ? Muß nicht laut und lauter ihre Forderung er¬

schallen : Heraus mit vollem Bürgerrecht für uns ! Wir wollen

die Zustände umschaffen helfen ! Wir wollen den Kapitalis¬

mus niederzwingen und unsere Freiheit durch den Sozialis¬
mus erobern . In der Frauentagsdemonstration fühle ich
das Wehen des Märzensturms , der den Winter vertreibt und

den Lenz bringt .
Stundenlang vor dem Beginn der Kundgebung strömen

die Proletarierinnen dem Versammlungsort zu und Arbeiter

auch . Schnell ist der weite Saal bis auf das letzte Plätzchen

gefüllt . Und noch immer kominen Scharen von Frauen . Die

Männer machen ihnen bereitwillig Platz . Doch trotzdem ist
der Saal zu klein , die anflutenden Massen zu fassen . Viele

müssen umkehren , und dichtgedrängt sitzen und stehen die

Frauen , die Recht und Gerechtigkeit begehren . Ausschließlich

Frauen leiten heute die Versammlung . Die Glocke der Vor¬

sitzenden schafft feierliche Stille . Ein brausender Freiheitschor
der Arbeitersänger erhebt die Herzen . Nun besteigt die Red¬

nerin mit leuchtendem Blick die Tribüne . Ihre Worte fliegen
durch den Saal , schlicht , ungekünstelt . Sie werden zur wuch¬
tigen Anklage wider die kapitalistische Ordnung , die Leiden

ohne Zahl auf das Weib des arbeitenden Volkes häuft . Sie

preisen begeistert Recht und Freiheit . Sie mahnen eindring¬
lich zum Kampfe . Die Wangen der Zuhörcrinnen erglühen ,
die Augen blitzen . Die Gefühle lösen sich in einem Beifalls¬
sturm . Unter jubelndem Händeklatschen wird einstimmig die

Resolution angenoinmen . Immer wieder macht sich die Stim¬

mung in begeisterten Hochrufen auf das Frauenwahlrecht und

die Sozialdemokratie Luft . Nochmals ertönt weihevoller Ge¬

sang . Nun drängen die Massen dem Ausgang zu . Bald sind
die umliegenden Straßen von einer vieltausendköpfigen
Menge überschwemmt . Erstaunt fragt Wohl ein ahnungsloser
Philister : „ Was bedeutet das ? " Und kopfschüttelnd hört er :

Die sozialdemokratischen Frauen wollen das Wahlrecht . Miß¬
vergnügt zieht der Brave weiter : „ Welche Zeiten , du lieber

Himmel , welche Zeiten - - - -Anno dazumal

- - - -

"

Verheißungsvoll wirft die sinkende Sonne ihre Strahlen

auf die heimkehrenden Proletarierinnen . Noch sind die

Bäume kahl , und die Luft weht kühl . Doch ich schaue im Geiste
grünende Saaten und blühende Bäume . Ich weiß es : dieser

Tag wird fruchtbar sein . Erkenntnisse sind aufgeblitzt , Ge¬

löbnisse gegeben worden , zu handeln , zu kämpfen . Nicht bloß
hier in dieser einen Stadt . In Hunderten und aber Hun¬
derten von Orten , in vielen Ländern

- - - -

So war es voriges Jahr . 1914 darf es nicht anders sein .
Oder doch ? Jawohl ! Der heurige Märzentag der sozialdemo¬
kratischen Frauen muß seine Vorgänger übertreffen l 51. kl .



Nr . 12 Die Gleichheit 187

Aus der Bewegung .
Die erste Frauenkonscrrnz für de » Bezirk Leipzig hat am

18. Januar in Leipzig getagt . Sie war auf den wiederhatten

Wunsch der Genossinnen des Bezirkes von dem Bezirksvorstand
einberufen worden , der bei der Tagung mit fünf seiner Mitglieder
vertreten war . Die in Betracht kommenden Wahlkreise , der 11. ,
12. , 13 und 14. , hatten 133 Genossinnen entsendet , meist Funktio -
närinncn der Partei . Die Verhandlungen gingen um die Frage :
„ Wie gewinnen und schulen wir unsere Genossinnen ? " Den ein¬
leitenden Vortrag hielt Genossin Z i e tz, die aus der groszen Fülle
ihrer praktischen Erfahrungen Winke und Natschläge gab , die den

Genossinnen bei ihrer Arbeit gute Dienste leisten werden . Ge¬

nossin Zieh erörterte die Bedingungen für eine erfolgreiche Vor¬

agitation für Versammlungen , für die Aufnahme von Mitgliedern
in diesen , für die Hausagitation usw . Sie betonte , daß bei all
dem auf die Wesenscigentümlichkcitcn der Frauen und ihre Lage

Rücksicht zu nehmen sei . Überzeugend führte die Refcrentin aus ,

daß zu allen besonderen Veranstaltungen für die Frauen eine

gute , durchgreifende Vorarbeit nötig sei , die zum mindesten nicht

zurückbleiben dürfe hinter derjenigen , die für Volksversamm¬

lungen durch Flugblätter , Handzettel , Inserate usw . entfaltet
werde . Sic besprach ferner eingehend die Einführung und Leitung
von Lese - und Diskussionsabendcn . Der Vortrag schloß mit einem

packenden Hinweis auf den Frauentag und die rote Woche
und die Pflicht der Genossinnen , wie in den früheren Jahren

energisch zu wirken , damit diese Veranstaltungen in dem Bezirk

zu einem großen Erfolg werden . Die Diskussionsrcdncrinncn
teilten ihre Erfahrungen bei der Agitations - und Schulungsarocit
mit und stimmten den Anregungen der Refcrentin zu . Auch der

Notwendigkeit wurde gedacht , die Jugendbewegung zu stärken und

ihr die jugendlichen Söhne und Töchter zuzuführen . Genossin Zieh

faßte in ihren , Schlußwort die Ergebnisse der Aussprache zu¬

sammen . Sie forderte alle Genossinnen und Genossen aus , eifrig
und freudig mitzuwirken , um die proletarischen Frauen immer

befähigter und tüchtiger für den großen Befrciungskampf der Ar¬

beiterklasse zu machen . Besonders wies sie zu diesem Zweck darauf

hin , daß die Genossinnen die Unterrichts - und Bildungskurse der

Partei besuchen , überhaupt alle von ihr gebotenen Schulungsmög -

lichkeitcn ausnutzen sollten . Mit dem Gesang des Sozialistcn -
marsches wurde die Konferenz geschlossen . Tie Koufcrcnz hat bei
allen Teilnehmern den besten Eindruck hinterlassen , ihre Wir¬

kungen werden noch lange der Partei zum Vorteil gereichen . Der

Bezirksvorstand wird sicherlich nicht bereuen , den berechtigten For¬

derungen der Genossinnen auf Einberufung der Konferenz Rech¬

nung getragen zu haben . Genossinnen des Bezirks , arbeiten wir

nun hingebungsvoll für unsere große Sache . Sorgen wir , daß die

Zahl der organisierten Frauen eine immer größere wird und daß
die Schulung der Genossinnen wächst . Es muß auch unsere Arbeit

und unser Verdienst sein , wenn die Sozialdemokratie vorwärts zu

Erfolgen schreitet . 4l . und K.

Fraucnkonfcrcnz des Bezirks Nordwest . Am 1. Februar fand
in Bremen cjne Frauenkonfercnz für den Bezirk Nordwest

statt . Außer dem Bezirksvorstand nahmen an ihr aus den fünf

Wahlkreisen des Bezirks 28 Genossinnen als Delegierte teil . Der

Parteivorstand wurde durch Genossin Zictz vertreten . Aus dem

Bericht des Bezirkssckretärs Genossen W a i g a n d ging hervor ,

daß die Zahl der weiblichen Parteimitglieder seit dem 1. April bis

zum 31 . Dezember vorigen Jahres von S726 auf K224 gestiegen ist .

Harburg und B r e m e r h a v c n - G c e st c m ü n d c haben be¬

sonders günstige Ergebnisse aufzuweisen . Die lebhafte Diskussion

brachte in der Hauptsache einen wertvollen Austausch gesammelter

Erfahrungen . Die Agitation von Haus zu Haus , die Ab¬

haltung von Lcscabendcn und Vorträgen haben sich in

allen Parteiorganisationen als Mittel zur Förderung der Be¬

wegung erwiesen . Die Genossinnen betonten mit Stolz , daß die

Erfolge die Frucht ihrer eigenen Tätigkeit seien . Die Gewinnung
von Abonnenten für die „ Gleichheit " war stets mit eine der ersten

Aufgaben , die sie sich angelegen sein ließen . Manche örtlichen

Parteiorganisationen liefern den weiblichen Mitgliedern die

. . Gleichheit " unentgeltlich oder gegen eine ganz geringe Entschädi¬

gung . In Bremen wird zum Beispiel dafür pro Quartal 1 » Pf .
erhoben . Die Spielleiterin nenkurse sind den Veranstal¬

tungen für unsere Schuljugend sehr zustatten gekommen . Über den

Frauentag und die „ r o t e W o ch c " sprach Genossin S i m o n-

Brcmen . In der Diskussion hierüber kam der lebhafte Wunsch zum
Ausdruck , daß diese beiden Veranstaltungen auch durch die Ge¬

werkschaften energisch unterstützt werden möchten . Jeder Genosse
müsse dazu beitragen , den Frauen den Besuch der Versammlungen

möglich zu machen . Bei etwas Opferfreudigkeit lasse sich viel er¬
reichen . Den Schluß der Konferenz bildete ein lehrreiches Referat
von Genossin Zietz über die wichtige Frage : „ Wie gewinnen und
schulen wir die weibliche Jugend ? " Der lebhafte Beifall bewies
die Zustimmung zu den beachtenswerten Ausführungen . In An¬
betracht der vorgerückten Zeit verzichteten die Genossinnen auf
eine Diskussion , versprachen aber , mit doppeltem Eifer im Sinne
des Vortrags tätig zu sein . I, .

Eine Entgcgnnng auf den Bericht über die Frnncnversamm -
lnng in München , in der Frau Dr. Wegscheidel über „die beste
Frauenarbeit " sprach , ist notwendig , damit ein objektives Bild
davon erhalten wird . Der Schreiber des Berichtes in Nr . 10 unter¬
stellt den Ausführungen der Genossin Zahnweh einen ganz
anderen Sinn , als wie sie tatsächlich hatten . Genossin Zahnweh
trat den Ausführungen der Refercntin mit folgenden Worten ent¬
gegen : „ Warum will inan uns Arbeiterfrauen gerade das Bier
verwehren , warum sollen wir uns davon enthalten und weshalb
verlangt man denn das nicht von den Neichen ? Schadet denen der
Alkohol denn nichts usw . ? " Meiner Ansicht nach verficht man mit
solchen Sätzen nicht de » „ konsequent sozialistischen " Standpunkt ,
sondern man verteidigt das Biertrinken mit kleinlichen Ausreden ,
wie man sie von denen gewöhnt ist , die sachlich nichts gegen die
Forderung der Abstinenz sagen können und zu schwach sind , auf
ihr geliebtes Bier zu verzichten . Frau vr . Wegscheidel führte gleich
am Anfang ihres Vortrages aus , daß dieser für organisierte , auf¬
geklärte Frauen bestimmt sei . Daher war auch der Vorwurf der
Genossin Zahnweh überflüssig , daß man die Frauen vor allem
über wirtschaftliche Verhältnisse aufklären solle . Daß Genossin
Zahnweh nicht richtig verstanden worden sein soll , scheint ziemlich
unwahrscheinlich . Im Gegenteil kann man wohl annehmen , daß
Genossin Zahnweh die Rcfercutin nicht richtig verstanden hat . Es
ist unbestreitbare Tatsache , daß der Alkohol ein großer Feind
unserer Aufklärungsarbeit ist . Mithin kann wohl jeder „ konse¬
quente Sozialist " mit dem übereinstimmen , was die Refcrentin
sagte , nämlich : „ der Kampf gegen den Alkohol ist gegenwärtig
eine der besten Franenarbciten innerhalb unserer Arbeiterbewe¬
gung " . Es wäre wünschenswert , wenn öfters Vorträge wie der
umstrittene für die Frauen gehalten würden . V. Gärtner - Lohr .

Der Entgegnung zur Antwort . Zu Genossin Gärtners Ans -
führungcn sei folgendes festgestellt : Ich habe schon hervorgehoben ,
daß Genossin Zahnweh nicht von allen richtig verstanden wurde .
Da sie keine geübte Versammlungsrcdncrin ist , so gelang es ihr
nicht , ihren Gedanken ganz klar zum Ausdruck zu bringen . Aber
darüber ließen ihre Ausführungen keinen Zweifel : nicht die von
Genossin Gärtner zitierten Sätze waren die Hauptsache davon . Ihr
Kern bestand vielmehr darin , daß die Aufklärung der Frauen
über wirtschaftliche , politische Fragen allem vorangehen müsse und
die wichtigste und beste Arbeit sei , die von den Genossinnen ge¬
leistet werden könne . Mit großer innerer Erregung wies Genossin
Zahnweh auf die in München herrschende Arbeitslosigkeit hin und
zeigte an dicsom Beispiel , wie bitter not es tut , die Frauen über
solche Erscheinungen zu belehren . Ich habe vor der Einsendung
meines Berichtes Genossin Zahnweh befragt , und sie hat meiner
Auffassung ihrer Rede zugestimmt . Ich habe auch mit einem Mit¬
glied der Parteileitung über den Vortrag der Frau vr . W e g-
scheidcr gesprochen . Dieser Genosse erklärte mir , man habe
einen anderen Vortrag erwartet und nicht gewußt , welche Ge¬
danken unter dem Thema entwickelt würden . Die Versammlung
war veranstaltet worden vom Bildungsausschuß , den Vorsitz führte
der Vorsitzende des Arbcitcrabstincntcnbundcs in München , die
ausgelegten Broschüren beschäftigten sich nur mit der Frage der

Abstinenz .
Mein Bericht war nicht etwa von innerer Gegnerschaft wider

die Enthaltsamkeit vom Alkohol diktiert . Ich habe die Diskussions -
ausführungcn der Genossin Zahnweh deshalb besonders hervor¬
gehoben , weil auch ich der Meinung bin , daß für die Arbeiterklasse
der Sozialismus und nicht die Abstinenz das wichtigste Problem
ist und daß die aufgeklärte , bewußte , organisierte Führung des
Klassenkampfes ihre Hauptaufgabe bleibt . So Wertvolles für
diesen Kampf die Abstinenz - und Mäßigkcitsbewcgung leisten kann .
so ist sie doch nicht sein A und O. Die Abslinenzbewegung will den
Genuß des Alkohols seiner Schädlichkeit wegen beseitigen . Ich
billige gewiß die Ausklärung über diese Schädlichkeiten und ihre
Folgen . Jedoch sie allein genügt nicht . Sie muß dadurch ergänzt
werden , daß man in den Menschen

'
Bedürfnisse nach anderen ,

höheren Genüssen wachruft und die Möglichkeit schafft , sie zu be¬

friedigen . Der Alkoholteufel wird am erfolgreichsten durch den
Klassenkampf der Arbeiter niedergerungen , der bessere Lebens¬
bedingungen für die Ausgebeuteten schafft . Der Arbeiter , der zu
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einem überzeugten Sozialdemokraten geworden ist . wird andere

Interessen haben und andere Bedürfnisse , als sich mit Alkohol an¬

zufüllen . Deshalb halte ich die grundsätzliche Durchbildung unserer

Parteimitglieder und insbesondere auch unserer Genossinnen für
wertvoller als den Ruf : » Ihr dürft keinen Alkohol trinken , nur
als Abstinenten seid ihr befähigt , richtige Sozialdemokraten zu
werden . " Womit ich nicht etwa leugnen will , dah der Alkoholismus
der Erweckung und Schulung der Proletarier schwere Hindernisse
bereitet und deshalb auch unter diesem Gesichtspunkt bekämpft zu
werden verdient . Unseren Frauen die Möglichkeit zu bieten , den

Sozialismus in seiner ganzen Kraft und Größe , in seiner ganzen
Bedeutung für die Gesellschaft und jeden einzelnen zu erfassen .
das muß die Aufgabe unserer Bildungsarbeit sein . Geschieht das .

so werden sie die Leere und Schalheit des Alltagstreibens mit seinen
falschen , rohen Genüssen erkennen und an der Hebung ihres
eigenen Ichs und der ihrer Klasse arbeiten , um zu höherer , freierer
Menschlichkeit emporzusteigen . Geben wollen wir den Frauen des

werktätigen Volkes , damit sie auf Ungesundes und Schädliches von

selbst verzichten .
Ich hätte den Vortrag der Frau Or . Wegscheidel nicht

kritisiert , wenn er getragen worden wäre von dxm Grundgedanken
des Sozialismus , wenn er zum Ausdruck gebracht hätte , daß die

Frauen die beste Arbeit dann verrichten , wenn sie im Klassen¬
kampf für die Befreiung des Proletariats mitkämpfen , daß dazu
auch notwendigerweise gehöre , weniger Alkohol oder je nachdem
auch gar keinen Alkohol zu trinken . Und so sehr ich mit Frau
Or . Wegscheidel übereinstimme , daß Kindern unter keinen

Umständen Alkohol gereicht werden darf , so nachdrücklich bedauere

ich, daß sie auch nicht ein Wort für die Pflicht der Mutter fand ,
ihre Kinder im Geiste des Sozialismus zu künftigen Kämpfern

zu erziehen . Auch Genossin Gärtner wird zugeben müssen , daß
diese Ideen nicht das Leitmotiv des Vortrages waren , und dieser
Mangel wird durch Frau Dr . Wegscheiders Erklärung nicht wett¬

gemacht , sie wolle zu organisierten Frauen sprechen .
Doch ich glaube , Genossin Gärtner , wir können unsere Ausein¬

andersetzungen schließen . In München ist genug Boden für gründ¬
liche Aufklärungsarbeit vorhanden . Arbeiten wir alle zusammen .
ihn zu bestellen . Je mehr Sozialistinncn wir bekommen� um so
mehr auch Mäßige und Abstinenten . Ich freue mich schon auf die
nächste Frauenvcrsammlung . Unsere nächste Aufgabe gilt dem kom¬
menden Frauentag ! ss .

Politische Rundschau .
Drei Nachwahlen zum Reichstag , die in den letzten Wochen

stattfanden , haben die Reaktion gestärkt . Die Stichwahl brachte in

Offenburg - Kehl dem Zentrum den Sieg . Obgleich die

sozialdemokratischen Stimmen gemäß der Losung der sozialdemo¬
kratischen Organisation restlos dem nationalliberalen Kandidaten

zufielen , siegte das Zentrum , das noch erhebliche Reserven an die

Wahlurne brachte . In Köln - Land behauptete das Zentrum
das Mandat mit bedeutend verstärkter Stimmenzahl im ersten
Wahlgang . Die sozialdemokratischen Stimmen vermehrten sich
zwar gleichfalls , aber nicht so stark wie die der Schwarzen , die der
Nationalliberalcn gingen beträchtlich zurück . Den Wahlkreis
Jerichow bei Magdeburg endlich vermochte die Sozialdemo¬
kratie trotz Stimmcnznnnhme nicht zu halten , weil die Fort¬
schrittler versagten . Der geschäftsführende Ausschuß der Fort¬
schrittlichen Volkspartci hatte zwar nach längerem Zögern endlich
zwei Tage vor der Stichwahl dazu aufgefordert , angesichts der
Gefahr einer schwarzblauen Reichstagsmehrheit dem Konserva¬
tiven keine Stimme zu geben , den Mut , für den sozialdemokra¬
tischen Kandidaten einzutreten , hatte er nicht . Die fortschrittlichen
Kreisvereine im Wahlkreis hatten indes diese schwächliche Parole
schon weiter eingeschränkt , indem sie den Wühlern „ anheim¬
stellten " , von dem Wahlrecht den Gebrauch zu machen , den die Lage
im Reichstag erfordere . Das Ergebnis war , daß der größere Teil
der fortschrittlichen Wähler für den Konservativen stimmte . In
der Hauptwahl waren die sozialdemokratischen Stimmen über die
Stimmcnzahl von 1912 um rund 909 gestiegen . Die Konservativen
hatten allerdings rund 2lX ) 9 Stimmen gewonnen , sie verdanken
ihren Zuwachs indes zum größten Teil nationalliberalen Wählern .
die 1912 für den Fortschrittler gestimmt hatten ; die fortschritt¬
lichen Stimmen waren denn auch etwa um 1400 gefallen . In der
Stichwahl sind 4500 der fortschrittlichen Wähler ins reaktionäre
Lager abgeschwenkt .

Rechte und Zentrum sind über diese Erfolge natürlich hoch¬
entzückt , doch ist die Freude der Schwarzblanen nicht ungetrübt .
Sie hatten , auf einen Rückgang der sozialdemokratischen Wähler¬

zahl gehofft , ja mit großer Sicherheit gerechnet , und nun müssen
sie sich mit dem Rückgang der Liberalen begnügen . Die Schwarz¬
blauen ersehnten einen Stimmenverlust der Sozialdemokraten ,
weil er den Eindruck des großen Wahlsiegs von 1912 und so das

Ansehen der Sozialdemokratie in der Öffentlichkeit schwächen
würde . Die Hoffnung trog . Mit alleiniger Ausnahme des Wahl¬
kreises Offenburg , wo durch die Landespolitik unserer badifchen
Parteiorganisation ein Rückgang herbeigeführt wurde , ist die

Sozialdemokratie gewachsen . Wenn sie das Jerichower Mandat
verloren hat , so ist das weniger ihre Niederlage als ein Zusam¬
menbruch des Fortschritts . Die Wahl in Jerichow läßt einen

tiefen Blick in die Gesinnung der deutschen Bürger und Bauern
tun . Die konservativen Stimmen sind gewachsen , gewachsen nach
der Affäre von Zabern . Gestiegen sind die Stimmen derjenigen
Partei , die die übermütige Soldateska von Zabern durch dick und
dünn verteidigt hat , die sich für das Recht des Offiziers auf Tot¬

schlag des Bürgers eingesetzt hat , die sich mit aller Kraft der

Forderung nach gesetzlicher Begrenzung der Militärgewalt wider¬

setzt . Das alles hat der konservativen Partei bei großen Wähler¬
massen nicht geschadet , im Gegenteil , sie hat mit solcher Haltung
noch neue Anhänger gewonnen . Dieses Ergebnis darf zwar nicht
ohne weiteres verallgemeinert werden . Jerichow ist ein über -

wiegend ländlicher Wahlkreis , möglich , daß in mehr städtischen
beziehungsweise industriellen Wahlkreisen die Wirkung der konser¬
vativen Haltung eine andere gewesen wäre . Jedenfalls aber zeigt
die Wahl von Jerichow , daß es noch große Wählermaflen gibt , für
die in der Tat das neulich gefallene Wort des Junkers v. Olden¬

burg gilt , daß sie lieber eine Nacht unschuldig im Pandurenkeller
sitzen wollen , als daß das Ansehen der Armee Schaden leide . Das

deutsche Volk ist in der Tat in weiten Schichten derartig militari¬

stisch verfeucht , im Gefühl persönlicher Würde noch so unentwickelt ,

daß e » gar nicht empfindet , wie schmachvoll es für den Bürger ist ,
daß seine Person und seine wichtigsten Rechte der Willtür des
Militärs ausgeliefert sind . Wir können jetzt wohl begreifen , wcs

halb die Liberalen und das Zentrum bei ihrer Aktion gegen die
Reuter und Deimlinge und die ihnen gefügige Regierung so schnell
kalte Füße bekamen . Sie fürchteten unter anderem auch ihre mili¬

taristisch dressierten Wähler . Für die Sozialdemokratie aber ergibt
sich daraus die Lehre , daß sie auf die Hilfe , die ihr aus den reaktio¬
nären Taten der Gegner erwächst , nie allzu stark bauen darf .
Vielmehr muß sie in erster Linie auf ihre aufklärende Tätigkeit .
ihre Werbearbeit zählen . Das Wachstum der Zentrumsstimmen
aber zeigt , daß wir die Wirkung der inneren Streitigkeiten im

Klcrikalismus , daß wir den Zank , ob christliche , das heißt gc
mischt konfessionelle Gewerkschaften oder rein katholische Fach
abteilungen , den Hader zwischen Köln und Berlin nicht allzu hock
anschlagen dürfen . Die Massen der katholischen Wählerschaft ver¬

stehen die theologischen Haarspaltereien der kleinen Gruppe der

Uberkatholiken nicht und wollen nichts von ihnen wissen . Es scheint
sogar , als hätte die Wut über die „ Ouertreiber " einen gewissen
Anteil an den Zentrumscrfolgcn von Offenburg und Köln .

Die landwirtschaftliche W> o ch e , das heißt die Zeit der

Hauptversammlungen der verschiedenen großen - agrarischen Or¬

ganisationen , hat mehrere sehr bemerkenswerte Kundgebungen ge¬
bracht . Zunächst die unverschämten Forderungen der Junker , die
die Fesselung der Landarbeiter an die Scholle , zum mindesten den

gesetzlichen Zwang für die ländliche Jugend , ihre Arbeitskraft den

Grundherrcn zur Ausbeutung zu überlassen , immer ungestümer
und offener verlangen . Daneben haben sie im Deutschen Land¬

wirtschaftsrat für Obst - und Gemüsezollc , in der Versammlung der
Steuer - und Wirtschaftsrcformer gegen Reichsbesitzsteucrn demon¬

striert . Die Herren Junker erklären , erst dann sei eine gerechte
Stcuerverteilung wiederhergestellt , wenn die eben erst geschaffene
verhaßte ReichSvermögcnszuwackSsteucr wieder aufgehoben wird .
Unter gerechter Verteilung verstehen sie , daß die Besitzenden die
Militär - und Marinevorlagen und die Steuern zu ihrer Deckung
— bewilligen und die Nichtbesitzcnden , die Arbeiter und kleinen
Leute , diese Steuern zahlen ! Zu diesen Kundgebungen der Agrarier
traten andere , nicht minder bemerkenswerte . Der Kronprinz er¬
schien in Vertretung des Kaisers im Landwirtschaftsrat und spen¬
dete dort den Forderungen nach der Fesselung der Landarbeiter ,
nach Absperrung der Städte vor unbemittelten Zuzüglern vom
Lande durch Kopfnicken demonstrativ Beifall . Andern Tags aber
kam der Reichskanzler , machte den Herren Junkern seine Reverenz
und suchte ihr Wohlwollen und ihr Vertrauen , das er durch seine
„schlappe Haltung " in der Zabernafsäre verscherzt hat , durch eine
Scharfmacherredc gegen die Sozialdemokratie wiederzugewinnen .
Gegen ihre umstürzlerischen Pläne und ihren von Wahlerfolgen
geblähten Hochmut gelobte er unablässigen Kampf . — Die General -
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Versammlung des Bundes der Landwirte , die als große Heerschau

agrarischer Massen den äußerlichen Höhepunkt jener Veranstal¬

tungen bildet , war diesmal besonders stark besucht , so daß die

beiden Zirkusse Berlins gefüllt waren . Angesichts der kommenden

Erneuerung der Handelsverträge haben die Agrarier ein besonders

starkes Aufgebot ihrer Mannen für nötig erachtet und auch arran¬

giert . Durch Referenten wie Oldenburg und Ortel suchte

man Wirkung zu erzielen . Beide Redner versetzten der Regierung

einige derbe Rippenstöße , weil sie ihnen gegen den Umsturz , die

Elsässer , die Polen und Dänen lange nicht schneidig genug vorgeht .

Reben den besonderen Wünschen der Besitzer von Ar und Halm

entwickelten sie das bekannte Programm der Reaktionäre , in dessen

Vordergrund die Meuchelung des KoalitionsrechtZ , der sogenannte

Schutz der Arbeitswilligen , steht . Außerdem aber wurde den Na -

tlonallibcralen zu erkennen gegeben , daß man sich mit ihnen gern

zum neuen Zollwucherraubzug sammeln möchte . Wenn Oldenburg

den Bassermännern ob ihrer angeblich einstigen Annäherung an

die Sozialdemokratie noch grollt — es soll ihnen alles verziehen

sein , so sie aufrichtig Neue und Besserung geloben und vor allem

für die volle Erhaltung oder besser noch Erhöhung des Wucher¬

tarifs sorgen . Diese Sammlungsparole der Bündler zeigt dem

Proletariat , was bei den Handelsvertragskämpfen , die jetzt nahe

herangerückt find , auf dem Spiele steht .
Drei Wochen nach ihrer Erwählung ist endlich die Zabern -

kom Mission zusammengetreten , die der Reichstag zur Be¬

ratung der Anträge auf reichsgesetzlichc Begrenzung der Kom¬

mandogewalt eingesetzt hat . Die Regierung geruht , ihre Arbeit zu

ignorieren . Sie sandte lediglich einen Beamten des Reichsjustiz -

amtcs , um erklären zu lassen , daß sie von einer reichsgesetzlichen

Regelung der Befugnisse der Militärgewalt nichts wissen will , weil

hier die Einzelstaaten zuständig seien . Dieser angebliche Grund

ist indessen nur eine Beschönigung der Tatsache , daß die Regierung

überhaupt keine gesetzliche Beschränkung der Militärgewalt will —

sie weiß nur zu gut , daß sie in dieser Hinsicht von den Landtagen ,

die ja allesamt reaktionärer sind als der Reichstag , nichts zu be¬

fürchten hat . Durch ihre Weigerung verkündet also die Negierung ,

daß die Kommandogewalt auch fernerhin außerhalb der Ver¬

fassung stehen soll , daß die Willkür der Militärbehörden durch keine

gesetzliche Schranke gehemmt werden soll , daß die Bürgerrechte und

VolkSrcchte nach wie vor unter dem Säbel stehen sollen , daß der

König von Preußen die Macht behalten soll , die Neichstagsbnde

durch einen Leutnant mit zehn Mann schließen zu lassen . Den

Liberalen und dem Zentrum ist dieser Sinn der Regierungs¬

erklärung natürlich nicht verborgen . Daß sie etwas Durchgreifen¬

des dagegen nicht tun werden , ist ebenso sicher . Vorläufig haben sie

die Kommission auf einige Zeit vertagt , weil sie erst auf Auskünste

und Materialien warten wollen , die sie von der Regierung erbitten .

Der Reichskanzler aber gab ihnen zu dem einen Fußtritt gleich

noch einen zweiten hinzu . In der „ Norddeutschen Allgemeinen

Zeitung " ließ er offiziös mitteilen , jene Blätter der Rechten be¬

fänden sich im Irrtum , die die Haltung des KommissionSvcrtreters

der Regierung so gedeutet hätten , als ob diese dort mit den Par¬

teien über die reichsgesetzliche Regelung der Militärgewalt doch

noch diskutieren wolle — dergleichen falle ihr ganz und gar

nicht ein .

Im preußischen Abgeordnetenhaus vergewaltigten der natio¬

nalliberale Vizepräsident und die reaktionäre Mehrheit , wozu dort

die Nationalliberalen ohne Vorbehalt gehören , die sozialdemo¬

kratische Fraktion wieder einmal in der schamlosesten Weise . Es

wurde ihr plötzlich das Recht geraubt , bei den einzelnen Kapiteln

des Etats besondere Fälle zur Sprache zu bringen , trotzdem man

das jahrelang so gehalten hatte . Zur Strafe hielt Genosse Adolf

H o f f m a n n eine Dauerrede , die die Reaktionäre so in Wut ver¬

setzt hat , daß sie nach einer weiteren Verschlechterung der Geschäfts¬

ordnung des Junkerparlaments schreien .
Furchtbare Bilder aus den Kolonien entrollte die Beratung

des Kolonialetats in der Budgctkommission des Reichstags . Der

christlichsoziale Abgeordnete Mumm mußte auf Drängen seiner

Freunde von den evangelischen Missionen zur Sprache bringen ,

duß in den Kolonien der Arbeitszwang mit all seinen Greueln

ausgeübt wird und daß die Sklaverei eher zu - als abnimmt . Von

sozialdemokratischer und klerikaler Seite - wurden diese Anklagen

bestätigt und noch ergänzt . Die Negierung , Konservative und Libe¬

rale suchten jene Zustände zu beschönigen . Abgelehnt wurde ein

sozialdemokratischer Antrag , die Neugründung von Plantagen zu

berbieten , die den Arbeitszwang verschulden . II . L.

Gewerkschaftliche Rundschau .
Da ? Kapitel des Unternehmerterrors ist unerschöpflich

und sein Studium ist denen zu empfehlen , die nach heimtückischer
Niederbüttelung der Koalitionsfreiheit der Arbeiter schreien . Die
Unternehmer im Industriegebiet Schwarzenberg des säch¬
sischen Erzgebirges haben das System der schwarzen Listen
straff organisiert . Dem Lohnsklaven , der die Arbeitsstätte wechselt ,
folgt ein Steckbrief . Durch diesen ist jeder Unternehmer des Ge¬
biets über die bei ihm Arbeit Suchenden genau unterrichtet . Er
weiß , ob und wann sie gekündigt haben oder ob und wann sie ent - �
lassen wurden ; ihr Charakter wird ihm beschrieben , und zugleich
erhält er die Aniveisung , wie er sich auf ihr Gesuch um Arbeit zu
verhalten hat . So verkündet ein solcher Steckbrief unter genauer
Angabe des Namens und der Wohnung , daß ein Arbeiter seinen
Arbeitslohn fälschlich um 4 Pf . zu hoch angab , um einen höheren
Lohn zu erwirken , daß der „ Jüngling " ein sehr energisches Auf¬
treten habe und sehr anmaßend sei . Von einer Arbeiterin wird

mitgeteilt , daß sie die Arbeit ohne Kündigung verlassen hat . Des¬
halb dürfe sie einen Monat lang nicht in Arbeit genommen werden !
Einem anderen Arbeiter wird Absolution für das gleiche Vergehen
erteilt , weil er wieder reumütig zur Arbeitsstelle zurückgekehrt ist .
Den Ausbeutern genügt es also nicht , daß sie den Arbeiter , der
seinen Platz ohne Kündigung , aber sicher nicht ohne Grund ver¬
läßt , durch das Gewcrbegericht zur Verantwortung ziehen können .
Sie maßen sich auch noch das Recht an , ihm so lange es ihnen be¬
liebt die Möglichkeit zu rauben , sein Brot zu erwerben . Die Unter¬
nehmer halten also über den arbeitsuchenden Proletarier ein Fem¬
gericht , und das nennt sich daruni Schutz der Arbeitswilligen .
Kaum je ist ein frecherer Mißbrauch mit der Falschmünzung von
Worten und Begriffen getrieben worden , als wie es heute im
Kampfe gegen die Ausgebeuteten geschieht . Rücksichtslos handhaben
die Kapitalisten den Tcrrorismus gegen Klassengenossen , die sich
ihren Anordnungen im Kampfe wider die Arbeiter nicht fügen .
Wir berichteten vor längerer Zeit schon , daß die Magde¬
burger Zwangsinnung der Bäckermeister von acht Klein¬
meistern eine Strafe von je Illöv Mk. — eintausend und fünfzig
Mark — eintrieb . Diese hatten sich nämlich des Frevels schuldig
gemacht , entgegen dem Beschluß der Innung die Arbeiterforde -
rungcn zu bewilligen . Dieses Vorgehen ist einfach eine Erpres¬
sung , die mit Hilfe der Behörden durchgeführt wird . Genosse
Rechtsanwalt Or . Heinemanu hat nach langen vergeblichen
Bemühungen es endlich einmal durchgesetzt , eine solche Ausübung
des Jnnungsterrorismus vor den Strafrichter zu bringen . In
Eberswalde hatte die Bäckerinnung das gleiche Stücklein ver¬
sucht wie die ehrsame Korporation in Magdeburg , nur daß die
Strafen nicht so hoch aufgelaufen waren . Gegen die Bäckerinnung
wurde deswegen Anzeige erstattet . Der Amtsanwalt in Ebers¬
walde lehnte aber die Erhebung der Anklage mit der Begründung
ab , daß die Jni » lngsmitglieder durch Strafen zu Gemeinsinn und
Standeschre angehalten werden dürsten . Es wurde nunmehr Be¬
schwerde beim Landgericht erhoben mit dem Erfolg , daß jetzt der
Staatsanwalt Anklage wegen Vergehen gegen die § § 152 und 151
der Gewerbeordnung erheben will . Viel wird bei dieser Anklage
nicht herauskommen . Sollte wieklich eine Verurteilung zu einigen
Tagen Gefängnis erfolge », so wird alSbald der Kaiser von seinem
Begnadigungsrecht Gebrauch machen . So wurde ja früher schon
ein Berliner Bäckermeister begnadigt , um den Ausbeutern und
Gerichten recht deutlich zu Gemüte zu führen , daß der S 153 nur
als ein Ausnahmegesetz gegen die Arbeiter gedacht ist .

In unserer letzten Rundschau hatten wir uns mit dem Strcik -
brecheragrnten K e i l i n g zu befassen , einem Kerl , der wegen ge¬
meiner Vergehen und Verbrechen in Osterreich mit zusammen
neun Jahren Gefängnis und Zuchthaus vorbestraft ist , dessen
„ Ehre " sich aber dennoch ein deutscher Staatsanwalt mit aller
Tatkraft annahm . Dieser Schützling unserer Gerichte hat nun¬
mehr auf der alten Stätte seines Wirkens , in Osterreich , einen
streikenden Buchdrucker niedergeschossen . Vorläufig sitzt der Mörder
hinter Schloß und Niegel . Günstiger für ihn würde es sein , wenn
er seine Mcucheltnt in Teutschland begangen hätte . Denn dann
hätte er ziemlich sichere Aussicht , wegen Putativnotwehr frei¬
gesprochen zu werden .

Unter den Lohnbewegungen der letzten Tage haben die zentralen
Tarifverhandlungen im Schneidergewerbe größere Be¬
deutung . Sie sollten besonders für die Arbeiterinnen eine Lehre
sein . Es galt für etwa sechzig Städte im Reiche die Tarife zu er¬
neuern . Die Verhandlungen waren sehr langwierig , wie das bei
den sehr verwickelten Tarisvcrhältnissen im Schneidergewcrbe
immer der Fall ist . Das Ergebnis für die Arbeiter stecht etwas
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hinter den Erfolgen früherer Verhandlungen zurück . Es zeigte

sich , daß die Tarifverträge eben nicht ein automatisch wirkendes

Mittel sind , um der Arbeiterschaft eine steigende Verbesserung

ihrer Arbeitsbedingungen zu sichern . Ihr Ergebnis ist von den

Bewegungen des Wirtschaftslebens ebenso abhängig wie von der

Macht , die die organisierte Arbeiterschaft einzusetzen imstande und

entschlossen ist . Der wirtschaftliche Niedergang beeinflußte die

diesmaligen Verhandlungen ziemlich stark . So konnten nur ge¬
ringe Lohnzuschläge erreicht werden . Bei der Festsetzung der tarif¬

lichen Löhne für die Arbeiterinnen kam es zwischen den

Parteien zu besonderen Zusammenstößen . Die Unternehmer
wollten namentlich für die Schneiderinnen in F r a n k f u r t a. M.

und in Braunschweig keine tariflichen Abmachungen , und

zwar wiesen sie dabei darauf hin , daß nur eine sehr geringe Zahl
von Arbeiterinnen organisiert sei . Auch die Unparteiischen mein¬

ten , es frage sich , ob in diesen Städten bereits die nötigen Unter¬

lagen vorhanden seien , um einen Tarifvertrag in wirksamer Weise

zur Durchführung zu bringen . Es bestehe die Gefahr , daß ein

solcher Tarifvertrag völlig in der Luft hänge . Arbeiter wie Ar¬

beitgeber hätten zugegeben , daß die Bestimmungen über die Ar¬

beitsbedingungen der Arbeiterinnen bisher nicht durchgeführt wer¬
den konnten . Bei der Einführung des Rcichstarifs , die bekanntlich
in den nächsten Jahren im Schncidergcwcrbe stattfinden soll ,

müsse die Einbeziehung der Arbeiterinnen in die Abmachungen

neuerlich geprüft werden . Inzwischen hätten beide Parteien die

Aufgabe , die nötigen Grundlagen für den Abschluß von Tarif -

bestimmungcn für die Arbeiterinnen zu schaffen . Es heißt also

sür die Schneiderinnen : Organisiert euch bcsscrl Werden die

Schneiderinnen , und nicht nur sie , auch die Arbeiterinnen andcrcr

Gewerbe die Lehre dieser Vorgänge beherzigen ? — Der Boykott
über die W u r st f a b r i k von I . G. S i e m s in A p e n ( Holjicin )
ist ausgehoben , da die Forderungen der Arbeiter anerkannt wor¬
den sind . G

Arbcitsloscnziihlnng im Deutschen Tcxtilarbcitrrvrrband .
Die Januarzählung ergab insgesamt 2726 Arbeitslose , darunter
719 weibliche ; im Vornionat waren es 3238 , im Januar des Vor¬
jahres 1291 . Am gleichen Tage wurden als auf der Reise befindlich
132 Arbeitslose gemeldet , im Vornionat waren es 205 , im Januar
des Vorjahres 167 . Die Januarzählung ergab einen Mitglieder¬
bestand von 137 467 , davon 53 767 weibliche . Von der Zählung wur¬
den 68,1 Prozent der Mitglieder erfaßt . 22 Filialen mit 2655 Mit¬

gliedern haben nicht berichtet . slc .

Wichtige Anträge im Deutschen Holzarbeitcrverband . Zu
dem im Mai in Dresden stattsindenden Verbandstag ver¬

öffentlicht der Verbandsvorstand schon jetzt zwei wichtige Anträge ,
die er selber stellen will . Der eine besagt , daß die Arbeits¬

losenunterstützung künftig auf die Dauer von sieben
statt bisher sechs Wochen in einem Jahre gewährt werden soll .
Dementsprechend würde auch die höchste Bczugssummc für Reise -

unterstützung um einen Wochenbetrag steigen , alsi� künftig sich je
nach der Mitglicdschaftsdaucr zwischen 42 und 76 Mk. bewegen .
Der zweite Antrag bringt eine grundsätzliche Umänderung der
R e i s e u n t e r st ü tz u n g , die bisher in der Hauptsache nach
Kilometern ( zu 4 Pf . ) bis 1 Mk. pro Tag berechnet wird . Nach dem

Antrag soll die Tagebcrcchnung derart durchgeführt werden , daß
es ohne Rücksicht auf die zurückgelegte Entfernung 1 Mk. den Tag
gibt . Nur wenn gleichzeitig für 2 oder 3 Tage auf einmal Unter¬

stützung verlangt wird , soll eine Mindestentfernung von 25 be¬

ziehungsweise 56 Kilometern Voraussetzung sein . Tie Mchrkosien
dieser beiden Unterstützungscrweitcrungen werden aus etwa
156 666 bis 266 666 Mk. pro Jahr geschützt und sollen ohne eine

Beitragserhöhung aus den bisherigen Beitragscinnahmen gedeckt
werden . Der Vorstand sagt in seiner Begründung durchaus mit
Recht , daß ja auch die Arbeitslosenunterstützung ein Kampfmittel
ist und daß ihre Erweiterung die Mitglieder in der Abwehr von
Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen stärkt und damit künf¬
tigen Verbesserungen vorarbeitet . Uc.

Notizenteil .
Dienstbotenfrage .

Tie Generalversammlung der Ortckgrupp « Leipzig deck HanS -
angestelltenvcrbandcö fand am 23 . Januar statt . Sie war iür einen
Sonntag anberaumt worden , um den Mitgliedern eine zahlreiche
Beteiligung zu ermöglichen . Trotzdem und obwohl alle durch Zir¬
kular eingeladen und mit der Tagesordnung bekannt gemacht
worden waren , hatte die Generalversammlung nur mäßigen Be¬

such . Genossin Kähler - Berlin nahm als Vertreterin des

Hauptvorstandcs an ihr teil . Die Unterzeichnete gab einen Rück¬

blick über das abgelaufene Geschäftsjahr . Es hatten stattgefunden :
18 Vorstandssitzungen , 6 Mitgliederversammlungen , 2 öffentlich «

Versammlungen , eine Anzahl geselliger Zusanimenkünfte und

Vergnügungen . Zur Agitation für die öffentlichen Veranstaltungen
wurden Tausende von Handzetteln verteilt , ebenso bei anderen

Gelegenheiten . So am Gewerkschaftsfest , wo 16 666 Flugblätter
die Aufmerksamkeit der Besucher auf unseren Verband lenken

sollten . Der „ Volkszeitung " wurde ein Flugblatt beigelegt , das die

Zentrale geliefert hatte . Kurz , es hat an Bemühungen nicht ge¬

fehlt , die Dienenden aufzurütteln und zusammenzuschließen . Di «

Zahl der Mitglieder ist von 186 Ende 1912 auf 236 Ende 1913 ge¬

stiegen . Dazu hat sicher die Eröffnung unseres eigenen Bureau »

im Gcwerkschaftshaus viel beigetragen . Diese Neuerung hat

unsere Organisation in weiteren Kreisen bekannt gemacht . Von

vielen Dienstmädchen , darunter vielen unorganisierten , ist auf
dem Bureau Rat und Hilfe gesucht worden . Die nützliche Ein¬

richtung kann zunächst nur dank der Unterstützung der Zentrale
und des Gcwcrkschaftskartclls bestehen . Die Generalversammlung

beschloß einstimmig , ab I . Januar 1914 einen lokalen Zuschlag
von monatlich 16 Ps . zum Mitglicderbcitrag zu erheben . Der Be¬

schluß wurde damit begründet , daß der Beitrag von monatlich
56 Pf . sehr niedrig ist , die Ansprüche an die Verbandskasse aber

durch die Errichtung der Auskunftsstelle erhöht wurden . Als erste

Bevollmächtigte wurde Genossin H e n n i g, als Kassiererin Ge¬

nossin Hebald , als Schriftführer Genosse Checzor wieder¬

gewählt . An der freien Aussprache beteiligten sich mehrere An¬

wesende . Als dringend notwendig wurde bezeichnet , daß die jungen

Mädchen mehr agitieren müßten , um ihre Freundinnen und Be¬

kannten dem Verband zuzuführen . Am 22 . März , abends 6 Uhr ,

findet im Volkshaus , Zimmer 9, eine öffentliche Dicnst -

mädchenversammlung statt , in der Genossin Luise Kähler -
Berlin referieren wird . Bei der Verbreitung von Handzetteln für

diese Veranstaltung sind alle Hilfskräfte willkommen . Es ist drin¬

gende Pflicht der Genossinnen , diese Agitation in jeder Weise tat¬

kräftig zu unterstützen und für guten Besuch der Versammlung zu
sorgen . Auguste H e n n i g.

Der Organisierung der Dienstboten in München wird erneute

Aufmerksamkeit zugewendet . Die Vorgänge bei der letzten Orts -

krankcnkassenwahl haben gezeigt , wie unerläßlich sie ist . Es soll in

nächster Zeit eine gründliche Propaganda stattfinden , um die ab¬

hängigsten und rechtlosesten aller Prolctarierinncn aufzuklären
und ihrer Organisation , dem Verband der Hausangestellten , zuzu¬

führen . In der letzten Mitgliederversammlung sprach der Arbeiter -

sctrctär Genosse Thomas über „ Die Bedeutung der Organisa¬
tion der Haussklaven " . Er erörterte dabei insbesondere die Me¬

thoden , die Hausangestellten organisiert zusammenzuschließen . Eine

Besprechung mit der Vertreterin des Hauptvorstandcs aus Berlin ,

Genossin K ä h l c r, dürfte dazu beitragen , daß sich nun auch dieser

Zweig der Arbeiterbewegung in München kräftig entwickelt . Hof¬

fentlich können wir recht bald über gute Erfolge berichten - »3.

Arbeitslosigkeit der weiblichen Erwerbstätigen .

Arbeitslosigkeit und gewerkschaftliche Hilfe . Das Jahr 1913

hat mit verschlechterter Verdienstmöglichkcit sür die weiblichen Er¬

werbstätigen geschlossen . Nach den Berichten von 844 Arbeitsnach¬

weisen — 166 hatten nicht rechtzeitig berichtet — wurden im letzten

Dezember für weibliche Erwerbstätige 55 123 ofsene Stellen ge¬
meldet , denen 68 636 Arbcitsgcsuche gegenüberstanden , worunter

sich noch rund 14 666 Arbcitsgcsuche befanden , die aus dem No¬

vember übernommen worden waren . Nur 37 768 Vermittlungen
von Arbeit konnten erfolgen , so daß nicht weniger als 36262 arbeit¬

suchende Frauen und Mädchen übrig blieben . Im Vergleich mit

den Zahlen für den Dezember 1912 hatten die Arbcitsgesuchc um
16 194 , die offenen Stellen dagegen nur um 766 zugenommen .
Auf 166 offene Stellen kamen im Bcrichtsmonat 123 weibliche
Arbeitsuchende , gegen 166 im gleichen Monat des Vorjahres Die

höchste Vcrhältniszahl wurde in Elsaß - Lothringen mit 158 fest¬
gestellt , dann folgen Bayern mit 157 , die freie Stadt Hamburg
mit 151 und das Königreich Sachsen mit 136 , während die Provinz

Hannover mit 96 und das Großhcrzogtum Baden mit 97 noch
unter dem Durchschnitt stehen . Am ungünstigsten sieht es für die

weiblichen Erwerbstätigen in Industrie und Gewerbe aus . Be¬

sonders schlecht liegen die Verhältnisse in der M c t a l l - , H o l z -
und L e d c r i n d u st r i e, ferner im Handclsgewerbe und
am schlechtesten — nach diesen Angaben — in der Hutindustrie .
Hier allein wurden im Berichtsmonat 1346 arbeitsuchende Hut -
arbciterinnen und Handschuhnäherinncn gezählt , und es waren
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nur 75 offene Stellen gemeldet . Ein Vergleich mit den Zahlen über
die Arbeitslosigkeit der männlichen Erwerbstätigen ergibt , dah in

der NahrungZ - und Genußmittelindustrie sowie im Beileidungs¬
und Reinigungsgewcrbe die Verhältnisse für die Arbeiterinnen

sogar noch ungünstiger lagen als für die Arbeiter .
Ein übersichtlicheres Bild über den Umfang und die Zunahme

der Arbeitslosigkeit bei den weiblichen Erwerbstätigen zeichnen die

gewerkschaftlichen Arbeitslosenzählungen . In 3g Organisationen ,
die zusammen 2l8öb2 weibliche Mitglieder umfassen , wurden 1ö13

im Laufe des vierten Quartals 18 250 beschäftigungslose Arbeite¬

rinnen ermittelt . Das find 5823 oder 47 Prozent mehr als im vier¬

ten Quartal 1912 . Auf die weibliche Mitgliederzahl berechnet , beträgt
der Prozentsatz 8ch gegen 5,8 im Vergleichsquartal . Die höchsten

diesbezüglichen Prozentziffern haben die Hutarbeiterinnen mit

34,8 , ferner die weiblichen Erwerbstätigen im Kürschnergewerbe
mit 23,0 und die Tabakarbeiterinnen mit 21,g . Am Schlüsse des

Dezember 1913 waren noch 8467 Arbeiterinnen , gleich 3,9 vom

Huirdert der weiblichen Organisierten arbeitslos . Die entsprechen¬
den Zahlen im Dezember des Vorjahres betrugen 5438 und 2,5 .

Demnach hat die Zahl der organisierten beschäftigungslosen Ar¬

beiterinnen um 3029 oder 56 Prozent zugenommen . Absolut und

prozentual die meisten weiblichen Arbeitslosen hat der Tabak -

arbeitervcrband . Er zählte am Schlüsse des Berichtsmonats 2929

weibtiche Mitglieder gleich 19,2 Prozent als arbeitslos . Ebenfalls

hohe Prozentzahlcn haben noch die Verbände der Bäcker und der

Tapezierer mit 15,6 resp . 14,4 . Leider läßt sich nicht genau fest¬

stellen , wie lange die Tauer der Arbeitslosigkeit bei den Arbeite¬

rinnen war beziehungsweise ist , weil die Statistik die Dauer für

beide Geschlechter zusammen erfaßt . Nach allgemeinen Berech¬

nungen nimmt man an , daß die Zahl der Arbeitslosigkeitstage

von weiblichen Mitgliedern im vierten Quartal 1913 rund 300000

betragen habe . Eine beschäftigungslose Arbeiterin würde demnach

im Durchschnitt 16 Tage ohne Verdienst gewesen sein .

Entsprechend der vermehrten Arbeitslosigkeit der Arbeiterinnen

ist auch die Zahl der unterstützten weiblichen Mitglieder und die

Unterstützungssummc sehr stark gestiegen . Im vierten Quartal

1913 wurde von den Organisationen an 8502 weibliche Arbeitslose

iür 137 517 Tage 117 915 Mk. Unterstützung verausgabt . Gegen

das Vergleichsquartal 1312 ist das ein Mehr von 2042 unterstützten

Arbeiterinnen , von 53 413 Unterstützungstagen und 42 931 Mk.

Im Durchschnitt entfiel auf einen Untcrstütznngsfall 13,80 Mk. ,
im vierten Quartal 1912 nur 11ch0 Mk.

Die folgende Übersicht zeigt , wie die Dinge sich von 1912 auf
1913 verschlimmert haben . Es wurden gezählt im Jahre :

-t- Llmahm «

Weibliche Mitglieder . . . . 218652 220880 — 1,0

Fälle von Arbeitslosigkeit . . 59109 44626 - si32 . 0

Unterstützte weibliche Mitglieder 32026 24582 -st 3�,3

Unterstützungstage . . . . .520542 349442 -st 49,0

Unterftützungssumme in Mark . 445476 303823 -st 46,6

Also trotz Abnahme der weiblichen Mitglieder um 1 Prozent

eine gewaltige Zunahme der weiblichen Arbeitslosen und der Aus¬

gaben . Prozentual hat die Zahl der unterstützten Tage gegenüver

dem Jahre 1912 am meisten zugenommen , nämlich um 171 100

oder 49,0 Prozent . Die ausbezahlte Summe stieg um 141 648 Mk.

gleich 46,6 Prozent .
Diese Ziffern erhöhen sich ganz bedeutend , sobald die Zahlen für

die männlichen Arbeitslosen mit hinzugcnommen werden . Es wur¬

den von den Organisationen ermittelt :
— Abnahme

1- U3 IS- - �. Zunahme

Mitglieder insgesamt . . . 2023051 2161470 6,4

Fälle von Arbeitslosigkeit . 768289 610847 -st 25,8

Arbeitslosentage . . . . .14194670 9508484 -st 49,3

Unterstützte Personen . . . 591827 482996 -st 22,5

Unterstützungstage . . . . 8578352 6035007 -st 42,1

Unterstützuugssuinme in Mark 11903396 8337752 -st 42 8

Bei diesem Bilde ist zu berücksichtigen , daß in Wirklichleit die

Ziffern noch erheblich höher sind , als sie hier angeführt werden .

Mehrere große Verbände berichten nicht an das „ Reichsarbcits -

blatt ", und die Unterstützungen an Arbeitslose aus loyalen Mitteln

«iud nicht mit eingerechnet . Klar tritt es zutage , wie bedeutend es

0' t, was die Gewerkschaften für die Unterstützung ihrer arbeitslosen

Mitglieder leisten . Es ist das eine der Tatsachen — eine bloß von

vielen — , die den Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen zeigen , wie

s-geusreich die Gewerkschaften wirken , wie unerläßlich es ist , daß
die Ausgebeuteten ihnen angehören . Wie viele Arbeiterinnen und
ü rueilerfam stien siud nicht dank der oben angeführten Unter¬

stützungen in den harten Zeiten der Verdienstlofigkeit gegen den
Hunger , das schwärzeste Elend geschützt worden . Freilich beleuchten
die angezogenen Ziffern noch etwas anderes . Die Gewerkschaften
sind bei der Unterstützung der Arbeitslosen fast an der Grenze
ihres Könnens angelangt . Sie beschämen Reich , Staat und Ge¬
meinden , die in schmählicher Weise ihre Pflicht vernachlässigen ,
helfend für die Arbeitslosen einzugreifen . Die deutschen Prole¬
tarier dürfen in dem Kampfe um eine öffentlich - rechtliche Arbeits¬
losenversicherung und Arbeitslosenfürsorge nicht erlahmen , und
die Arbeiterinnen und Proletarierfrauen , die am schwersten hinter
dem Drucke der Arbeitslosigkeit zu leiden haben , müssen in diesem
Kampfe an der Spitze stehen . Auch er lenkt das Augenmerk der
Frauen des werktätigen Volkes darauf , wie notwendig es ist , daß
sie volles Bürgerrecht in Gemeinde , Staat und Reich erringen . Die
öffentlichen Gewalten müßten rascher Ohr und Hand öffnen , um
die Pein der Arbeitslosen zu mildern , wenn auch die Millionen
weiblicher Erwerbstätiger , die vielen Millionen Frauen » nd
Mütter des werktätigen Voltes als Wählerinnen hinter der
Forderung ständen : Kapitalistische Ausbeutungsgesellschast , be¬
zahle den Arbeitslosen einen Teil deiner Schuld . b,

Sozialistische Frauenbewegung im Ausland .

Ter erste sozialistische Frauentag in Paris , das ist eine sehr
große , ja beinahe eine unerwartete Freudeuborschaft . Viel schwerer
als in anderen Ländern ist es in Frankreich , eine organisierte so¬
zialistische Frauenbewegung in Fluß zu bringen . Wie oft sind schon
solche Versuche gemacht worden , wie oft sind sie gescheitert ! Nun
aber kündet der Beschluß eines Frauentags längere Dauer und
größere Festigkeit der Bestrebungen , die Genossinnen auch in
Frankreich zu einheitlicher Aktion zusammenzuschließen . Der
Frauentag soll am 8. März stattfinden , am gleichen Datum mit
der Kundgebung der Genossinnen in vielen anderen Ländern . Auch
er gilt der Forderung vollen Bürgerrechts für das weibliche Ge¬
schlecht . Es findet eine Massenversammlung statt , in der sozia¬
listische Abgeordnete für das Frauenwahlrecht eintreten , und die
durch die Beteiligung ausländischer Genossinnen und Genoffen ein
internationales Gepräge erhält . Das sozialistische Frauenorgan
„ st/Lquitv " ( Die Gerechtigkeit ) gibt ein besonderes Frauentagsblatt
heraus . Die Pariser Genossinnen sind eisrig an den vorbereiten¬
den Veranstaltungen für die Demonstration .

Frauenstimmrecht .
Staaten , in denen das politische Frauentoahlrecht besteht .

Es ist eine stattliche Reihe von Staaten , die den Frauen Wahl¬
recht und Wählbarkeit zu den gesetzgebenden Körperschaften zu¬
erkannt haben . Die meisten von ihnen liegen in der Neuen Welt .

In der n o r d a m e r i ka n i s ch e n Union haben 9 Staaten
und ein Territorium den Frauen das aktive und passive Wahl¬
recht zu allen staatlichen und Unionsiörperschasten verliehen ,
ebenso zu allen öffentlichen Ämtern , die Präsidentenwürde in¬
begriffen . Das Wahlrecht ist überall ein allgemeines , davon ab¬
gesehen , daß in den einzelnen Staaten eine verschieden lange Auf¬
enthaltsdauer von den Wählern verlangt wird und daß diese in
Wyoming des Lesens kundig sein müssen . In den südlichen Staaten
ist es jedoch nicht ausgeschloffen , daß künftig Bestimmungen in
Kraft treten , die viele Neger vom Wahlrecht ausschließen würden .
Das politische Wahlrecht wurde den Frauen verliehen in Wyoming
1869 , Colorado 1893 , Idaho und Utah 1896 , Washington 1910 ,
Kalifornien 1911 , Arizona , Kansas und Oregon 1912 , Alaska
1913 . In Illinois erlangten die Frauen 1913 einen wichtigen Teil
ihrer politischen Gleichberechtigung : nämlich das Recht der Präsi¬
dentenwahl . In Montana , Nevada , Norddakota und Süddakota
haben sich bereits beide gesetzgebende Körperschaften für das po¬
litische Frauenwahlrecht erklärt , und im laufenden Jahr wird eine
Volksabstimmung über seine Einführung entscheiden . In Iowa ,
New Uork und Penushlvanien haben Unterhaus und Oberhaus der
Reform zugestimmt , die nun — als Verfassungsänderung — in den
nächsten Jahren nach der Neuwahl der Gesetzgeber zum zweiten
Male zur Verhandlung kommen muß .

In A u st r a l i e n ist der Stand der Dinge dieser . Die Frauen
von Neuseeland erhielten 1893 das allgemeine aktive Wahlrecht
zu Unterhaus und " Senat . In den Vereinigten Staaten besitzen sie
seit 1902 das allgemeine aktive , seit 1912 auch das passive Wahl¬
recht zu dem Bundesparlament , und zwar zum Senat wie zum
Unterhaus . In den einzelnen Staaten des Bundes erhielten sie
das politische Wahlrecht in Südaustralien 1894 , Westauslralien
1399 , Neusüdwales 1902 , Tasmanien 1903 , Viktoria 1908 . Auch in
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den Einzelstaaten wurde ihnen das Wahlrecht zu beiden gesetz¬

gebenden Körperschaften zuerkannt , jedoch nicht die Wählbarkeit .
Eine Ausnahme macht nur Südaustrnlien , wo den Frauen eben¬

falls das passive Wahlrecht eignet , das jedoch für das Oberhaus
kein allgemeines , sondern an den Besitz gebunden ist .

Winzig ist die Liste der Staaten , die in Europa das politische

Bürgerrecht des Weibes anerkannt haben . Auf Grund eines all¬

gemeinen Wahlrechts geht in Finnland die Frau seit 1907 zur
Urne und sitzt auch im Landtag ; in Norwegen trat 1997 zunächst
ein beschränktes aktives und passives Fraucnwahlrecht in Kraft ,
das aber seit 1913 dem allgemeinen Wahlrecht gewichen ist . Die

gesetzgebende Gewalt ist in Österreich geteilt zwischen dem Rc,chs - '

Parlament , dem Rcichsrat und den Landtagen der einzelnen Kron -

länder , für die ein reaktionäres Klasscnwahlrecht zugunsten des

Besitzes besteht . Die Bestimmungen über das Wahlrecht der Frauen

zu den Landtagen sind verschieden und vielfach uuklar . In allen

Kronländern besitzen die Grundbcsitzcrinncn das Wahlrecht , jedoch
nur in Nicderöstcrrcich dürfen sie es persönlich ausüben . Auch be¬

stimmte Gruppen von Steuerzahlcrinncn haben in manchen Kron -

ländcrn das Wahlrecht , in Böhmen sind auhcrdcm die Frauen von

der Wählbarkeit nicht ausdrücklich ausgeschlossen , sie kämpfen um

die klipp und klare gesetzliche Festlegung dieses Rechts . Unsere Le¬

serinnen wissen , daß in Dänemark die Einführung des allgemeinen
politischen Frauenwahlrcchts in nächster Zeit bevorsteht und das ;

dieser Fortschritt auch in Schweden und England eine Frage der

nahen Zukunft ist . Wie steht ' s mit unserem Bürgerrecht in Deutsch¬
land ? Proletarische Frauen , tut das Eure , damit bald eine be¬

friedigende Antwort auf diese Frage erfolgen muß !
Ein beschränktes komninnales Fraucnwahlrecht in Nnssisch -

Polen ist durch eine neue Stndteverordnnng eingeführt worden .

In den Gemeinden , für die sie gilt , räumt sie den Grund - und

Hausbesitzerinnen das aktive Wahlrecht ein , das persönlich aus¬

zuüben ist .

Frauenbewegung .
Eine Tagung der Vereinigung konservativer Frauen hat

unter dem Vorsitz von Berta v. K r ö ch e r vom 11. bis 14. Februar
in Berlin stattgefunden . Vorträge sind von den Herren Lnnd -

tagsabgeordneter vr . H a h n, Negicrungsrat a. D. S t a ck m a n n,
Or . v. Stegmann und Stein und von Fräulein vr . v. Rund -

stcdt gehalten worden . Sic behandelten die politischen Lehren der

Gegenwart , die Stellung der Partei zur Vereinigung konserva¬
tiver Frauen , die konservative Wirtschaftspolitik und die Pflichten
der konservativen Frau in Familie , Gcsellschast und Volk . Uber
den Inhalt der Referate erfährt man nicht viel , diese sollen ge¬
druckt werden . Nur über die Rede des Herrn S t a ck m a n n teilt
die „ Krcuzzcitung " vom 14. Februar einiges mit . Aus dem kurzen
Bericht geht recht deutlich hervor , daß es in der konservativen Partei

noch eine große Anzahl führender Pcrsönlichkcitc » gibt , die sich

nicht mit der „ Politisierung ' der konservativen Frauen befreunden
können . Aber selbst die Herren , die die Frauen zur Mitarbeit

heranziehen wollen , sind nicht ohne Sorge , ob die Leitung der

„ Vereinigung " genügend innerliche Festigkeit besitze » werde , „ um
auch nicht um eine Haaresbreite gewisse Grenzen zu überschreiten " .
Alles , „ was mit der Forderung des Fraucnstimmrcchts zusammen¬
hängt und letzten Endes dahin führt " , so heißt es , sei zu ver¬

werfen und werde von der konservativen Partei stets entschieden
verneint werden . Vor allem wurde die bedingungslose Einreihung
der „ Vereinigung " in die Gesamtorganisation der Partei und die

Unterordnung unter die Entscheidungen dcö Partcivorsiandcs ge¬
fordert . Daran knüpften sich noch einige deutliche Mahnungen für
Fräulein Paula Müller , die Vorsitzende des Deutsch - Evange¬
lischen Frauenbundes . Die Damen versprachen denn auch , rech :
brav zu sein . Die „ Krcuzzcitung " verzeichnet als einen „ besonderen
charakteristischen Vorgang " , daß sich viele Damen entschlossen haben ,
der „ Vereinigung " beizutreten , nachdem sie die Darlegungen des
Herrn S t a ck in a n n und die Feststellung des Fräulein v. Krö¬
che r gehört , daß nunmehr „ jede Tür nach links fest zugemauert "
sei . Die Aufregung in der konservativen Partei über ihre „ mo¬
dernen Frauen " wird sich nun wohl legen ; es wird die Zeit kom¬

men , wo sich die konservativen Männer der Hilfe dieser Frauen
gern bedienen werden . Fräulein Paula M ü l l c r hat eine Zurecht¬
weisung erhalten , Herr Pastor Werner aber , der sie zu einer

Absage an die Frauenbewegung oder zum Austritt aus der „ Ver¬

einigung " zwingen wollte , erlitt eine empfindliche Schlappe . Die

Organisation der konservativen Frauen ist nunmehr eine Tatsache ,
mit der gerechnet werden muß und der auch die Genossinnen ihre
Aufmerksamkeit zuwenden müssen . Die Arbeit auf dem Lande wird

durch das Eingreifen der konservativen Damen sicherlich noch um

manches schwieriger werden . Die Widerstände sind ja dazu da , daß

man sie überwindet . d-

Die Frau in öffentlichen Aemtern .

Ter erste weibliche Gencralvormund für uneheliche Kinder

in Deutschland . In der Gemeinde Zehlendorf bei Berlin wurde

Frau Frida Köpke mit der Generalvormundschaft für uneheliche
Kinder betraut .

Frauen als Mitglieder städtischer Ausschüsse in Qffenbach

am Main . In der tuelverlästerten „ roten " Gemeinde Offenbach
wurden bei den Wahlen zu den städtischen Kommissionen drei

Frauen in die Armendcputation entsendet und je zwei Frauen in

diese Körperschaften : Vcrsorgungs - und Krankenhausdeputation ,

Friedhof - und Anlagedeputation , Vorstand der Kindermilchanstalt ,

Vorstand des Stadtbads , Vorstand der Kleinkinderschule und Krippe ,

Stadtschrciberei . 15 Frauen wirken also au der städtischen Ver¬

waltung mit und auf verschiedenen Gebieten , für die sich die Neue¬

rung sicherlich bewähren wird .

Verschiedenes .
Ein Gesetz gegen den Verkehr mit Mitteln zur Vcrhinde -

rnng von Geburten fordern Vertreter aller bürgerlichen Parteien
im Reichstag . Der von ihnen eingebrachte Entwurf besagt darüber
in seinen wichtigsten Teilen :

„ Der Bundesrat kann den Verkehr mit Gegenständen , die zur

Beseitigung der Schwangerschaft bestimmt sind , beschränken oder

untersagen . Das gleiche gilt bezüglich der zur Verhütung der Emp¬

fängnis bestimmten Gegenstände insoweit , als nicht die Rücksicht¬

nahme auf die Bedürfnisse des gesundheitlichen Schutzes entgegen¬

steht _ _ _ _Mit Geldstrafe bis zu 159 Mt . oder mit Haft wird be¬

straft , wer einer Vcrkchrsbeschränkung oder einem Verkehrsverbot
oder dem Einfuhrverbot zuwiderhandelt _ _ _ _Mit Gefängnis bis zu
ö Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 1599 Mk. oder mit einer

dieser Strafen wird , wenn nicht nach anderen gesetzlichen Bestim¬

mungen eine schwerere Strafe verwirkt ist , bestraft , wer Gegen¬
stände , die zur Verhütung der Empfängnis oder zur Beseitigung
der Sibwangcrschaft bestimmt sind , öffentlich ankündigt oder an¬

preist . Diese Bestimmung findet keine Anwendung , soweit die An¬

kündigung oder Anpreisung in wissenschaftlichen Fachkreisen auf
dem Gebiet der Medizin oder Pharmazie erfolgt . "

So entschieden wir die Auffassung bekämpfen , daß die Beschrän¬

kung der Kindcrzahl „ eine revolutionäre Waffe im Klassenkampf "

sei und die Klnsscnlagc des Proletariats hebe ; so wenig wir jedes

Paar , das Kindersegen durch Prävcntivmittcl abwehrt , als Muster
des elterlichen Verantwortlichkeitsgefühls und sozialer Tugend zu
preisen vermögen , so unumwunden erklären wir : Dieser An¬

trag ist eine Ungeheuerlichkeit . Er fordert einen Ein¬

griff in das persönliche Leben des einzelnen , den die Menschen

unserer Zeit als eine unerträgliche Vergewaltigung des Rechts der

Persönlichkeit empfinden . Das geheischte Gesetz würde außerdem
als eine Klasscnmnßregcl schändlicher Art wirken . In der Tat :

den Frauen der reichen Klassen würde es nach wie vor ein leichtes

sein , sich mit Hilfe des gutbezahlten Hausarztes gegen die Emp¬

fängnis zu schützen oder die Schwangerschaft zu beseitigen . Die

ganze Wucht des Gesetzes würde sich gegen die armen Frauen keh¬

ren , die meist durch den Druck der Not sich veranlaßt sehen , die

Kindcrzahl künstlich kleinzuhalte ». Die sicherste Wirkung des Ge¬

setzes wäre ein riesiges Anschwellen der Geschlechtskrankheiten und

der Aborte , die unter den gefährlichsten , unhygienischstc » Umständen

slattfindcn . Was besagt das aber : Zunahme von Fraucnstcrbcn
und Frauenleiden , Abnahme der Zcugungs - und Gebärfähigkcit .
Wer durch den Geburtenrückgang die gesunde Entwicklung des
Volkes bedroht ficht , der muß die wirtschaftlichen und sozialen Ur¬

sachen bekämpfen , die heute ungezählte Eltern vor reichem Kinder¬

segen zittern lassen . Hohe Löhne , billiger Lebensunterhalt , Muttcr -

schafts - und Säuglingsfürsorge , kurz , durchgreifende soziale Re¬

formen werden die Gebärfreudiglcit der Mütter , die Elternfreudig¬
keit heben . Der Büttelstock ist ein gänzlich untaugliches Mittel

dazu . Als Brotwuchcrer und Scharfmacher den Eltern das Brot

für die Kinder entreißen , als fromme Christen und gute Patrioten
die nämlichen Eltern mit Gcsetzesgcwalt zwingen wollen , Kinder

zu zeugen : das ist eine dreiste Schamlosigkeit , die ihresgleichen
sucht , davon abgesehen , daß es eine Torheit bleibt .

BerantworUich für die NcdaMon : Frau Klara Zetkin ( Zundel ) , WilhelmShohe ,
Post Tcgerloch bei Stuttgart .
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